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A. Beridit des Abgeordneten Dr. Gülidi 


Die in der Drucksache 480 zusammengefaßten 
Vorlagen der Bundesregierung zur Finanzreform 
wurden nach der 1. Beratung in der 29. Sitzung des 
Bundestages am 20. Mai 1954 an den Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen als federführenden Aus- 
schuß sowie an den Ausschuß für Kommunalpolitik 
und an den Ausschuß für Kriegsopfer- und Heim- 
kehrerfragen zur Mitberatung der ihre Arbeit be- 
rührenden Teile überwiesen. 

Angesichts der umfassenden Materie hat der 
Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen einen 
Unterausschuß (Vorsitzender: Abg, Dr, Gülich) und 
in Verbindung mit dem Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen einen gemeinsamen Unter- 
ausschuß für die Beratung von § 4 des Finanzan- 
passungsgesetzentwurfes (Vorsitzender: Abg. Pohle 
[Eckernförde]) eingesetzt. 


FINANZVERFASSUNGSGESETZ 

Das Kernstück der Finanzreformvorlage der Bun- 
desregierung ist der Entwurf zum Finanzverfas- 
sungsgesetz. Er enthält die verfassungsrechtliche 
Neuregelung der Ertragshoheit über die der kon- 
kurrierenden Gesetzgebung unterliegenden Steuern, 
die nach Artikel 107 GG in der Fassung des Ände- 


rungsgesetzes vom 20. April 1953 (BGBl. I S. 130) 
bis zum 31. Dezember 1954 vorgenommen werden 
soll. Der Gesetzentwurf enthält über die Steuerver- 
teilung hinaus Grundsätze über die Lastenvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern, die als Voraus- 
setzung für die durch Artikel 107 GG geforderte 
Steuerverteilung entsprechend den beiderseitigen 
Aufgaben in die Verfassung übernommen werden 
müssen, sowie eine durch die Neuverteilung erfor- 
derlich werdende Neufassung der verfassungs- 
rechtlichen Grundlagen über den Finanzausgleich 
unter den Ländern. 

Der Ausschuß hat zunächst die Frage geprüft, ob 
eine Neuordnung der Finanzverfassung überhaupt 
notwendig ist. Formal betrachtet enthält Art. 107 
GG nur eine Sollvorschrift, aber materiell betrach- 
tet ist es nicht zweifelhaft, daß der Grundgesetz- 
geber von der Unzulänglichkeit der Finanzverfas- 
sung selbst überzeugt war und deshalb die Be- 
stimmung des Art. 107 GG geschaffen hat. Auch 
die Bestimmung des Art. 107 GG, daß die end- 
gültige Verteilung der der konkurrierenden Gesetz- 
gebung unterliegenden Steuern auf Bund und Län- 
der spätestens bis zum 31. Dezember 1952 erfolgen 
sollte, beweist, daß dem Grundgesetzgeber die als- 
baldige endgültige Neuverteilung dringlich er- 
schien. 
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Für den Ausschuß war entscheidend, daß die bis- 
herige Labilität der Finanzverfassung auf den Ge- 
bieten der Steuer- und Lastenverteilung und des 
Finanzausgleichs eine vorausschauende und wirt- 
schaftliche Finanzplanung sowohl des Bundes als 
auch der Länder in der Vergangenheit erschwert 
hat. Von Jahr zu Jahr wurden die Schwierigkeiten 
deutlicher und zwar so deutlich, daß die ständigen 
Auseinandersetzungen zwischen dem Bund und den 
Ländern und der Länder untereinander die föde- 
rative Struktur der Bundesrepublik in einem auf 
die Dauer unerwünschten Ausmaß belastet haben. 

Zwar wurden auch Stimmen laut, die wegen der 
Unübersichtlichkeit der künftigen finanzwirtschaft- 
lichen Entwicklung den Zeitpunkt für eine Reform 
der Finanzverfassung noch nicht gegeben sahen. 
Nachdem die gesetzgebenden Körperschaften 1952 
den Termin im Art. 107 GG vom 31. Dezember 1952 
auf den 31. Dezember 1954 geändert haben, kam 
der Ausschuß bei eingehender Würdigung aller 
Gründe zu dem Ergebnis, eine nochmalige Verschie- 
bung des in Art. 107 GG vorgesehenen Termins ab- 
zulehnen, Abgesehen davon, daß die politische Ent- 
wicklung eines Staates dauernd im Fluß bleibt, 
kann beim gegenwärtigen Zustand unserer Finanz- 
verfassung die Stabilität, die eine endgültige und 
dauernde Lasten- und Einnahmeverteilung zwi- 
schen den verschiedenen Trägern der öffentlichen 
Aufgaben ermöglicht, auch in absehbarer Zeit nicht 
erwartet werden. Die offenbaren volkswirtschaft- 
lichen Nachteile und die politischen Gefahren der 
gegenwärtigen Finanzverfassung haben den Aus- 
schuß bewogen, sich für die Durchführung der 
Finanzreform im gegenwärtigen Zeitpunkt einzu- 
setzen und den Unsicherheitsfaktoren, die einer 
Dauerregelung des vertikalen Finanzausgleichs ent- 
gegenstehen, durch eine hinreichend elastische 
Lösung des Finanzverfassungsproblems Rechnung 
zu tragen. 

Das von der Bundesregierung für eine sofortige 
Verabschiedung der Finanzreform geltend ge- 
machte zusätzliche Argument, die Steuerreform 
stehe in einem untrennbarenSachzusam- 
m e n h a n g mit der Finanzreform, hat der Aus- 
schuß nicht anerkannt; er sieht zwischen den beiden 
Gesetzgebungswerken zwar einen sachlichen Zu- 
sammenhang, aber kein zwangsläufiges Junktim. 

Verfassungsrechtlich hatte der Ausschuß die Vor- 
frage zu klären, ob das Gesetz nach Art. 107 GG 
Verfassungskraft erhält oder nicht. Der Ausschuß 
schließt sich in dieser Frage der Auffassung der 
Bundesregierung und des Bundesrates an. Danach 
wird die Neuordnung Bestandteil des Grundgeset- 
zes, weil Art. 107 GG als ein Auftrag des Grund- 
gesetzgebers angesehen werden muß, nachträglich 
eine Lücke in der Verfassung zu schließen, nach- 
dem eine bessere Übersicht über die finanzwirt- 
schaftliche Gesamtlage möglich geworden ist. 

Das Finanzverfassungsgesetz soll die Grund- 
lagefürdie Anpassung der Einnah- 
men von Bund und Ländern an den 
beiderseitigen Finanzbedarf schaffen. 


Im Gegensatz zu der Bundesregierung vertritt 
der Ausschuß die Auffassung, daß über die Zuwei- 
sung der einzelnen Steuern ausschließlich nach 
finanzwirtschaftlichen und steuersystematischen 
Gesichtspunkten entschieden werden muß. Wäh- 
rend die Bundesregierung darauf verzichtet, ge- 
wisse zur Zeit den Ländern zustehende Steuern 
mit überregionalem Charakter dem Bunde als dem 
gegebenen Hoheitsträger zuzuweisen, empfiehlt der 
Finanzausschuß, die Bereinigung im Rahmen der 
Finanzreform vorzunehmen, soweit dies jetzt mög- 
lich erscheint. Dabei geht er davon aus, daß durch 
die Steuerverlagerung die angemessene Finanz aus- 
stattung der Länder nicht in Frage gestellt werden 
darf, sondern bei der Festsetzung ihrer Anteile an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer berück- 
sichtigt werden muß. 

Dementsprechend schlägt der Ausschuß vor, daß 
mit dem 1. April 1955 folgende Steuern 
auf id e n B u n d übergehen: 

Die Vermögensteuer (deren Aufkommen bereits 
jetzt überwiegend dem Bunde für Zwecke des 
Lastenausgleichsfonds zur Verfügung steht), die 
Erbschaftsteuer, die Kapitalverkehrsteuern, die 
Versicherungsteuer, die Wechselsteuer und die 
Kraftfahrzeugsteuer. Diese Steuern sind vor 
Jahrzehnten zu Reichssteuern erklärt worden, 
weil ihr Aufkommen — und dieses Argument gilt 
heute unvermindert — sich nicht ausschließlich auf 
die Wirtschaftskraft eines Landes zurückführen 
läßt, sondern überwiegend ein Ergebnis gesamt- 
staatlicher wirtschaftlicher Aktivität ist. 

Für die Übertragung der Kraftfahrzeugsteuer 
auf den Bund war für den Ausschuß die Erwägung 
maßgebend, daß die gesamte Besteuerung des 
Kraftverkehrs — also die Kraftfahrzeugsteuer und 
die Mineralölsteuer — bei einem Hoheitsträger 
konzentriert werden sollte. Damit wird dem Ge- 
setzgeber bei der künftigen Besteuerung des gesam- 
ten Kraftverkehrs die Möglichkeit gegeben, aus- 
schließlich unter sachlichen Gesichtspunkten zu ent- 
scheiden, ohne zur Rücksichtnahme auf die dadurch 
verursaditen Einnahmeverschiebungen zwischen 
Bund und Ländern gezwungen zu sein. 

Durch die vom Ausschuß empfohlene Verlage- 
rung von bisherigen Landessteuern auf den Bund 
vermindert sich das Finanzvolumen der Länder- 
gesamtheit ohne Berlin um etwa 1100 Mio DM. Ihr 
wird eine Verminderung des Bundes anteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer um rd. 
10,5 V. H. entsprechen müssen. 

Als wichtige Ergänzung des Bundessteuersystems 
hat der Ausschuß die Ergänzungsabgabe zur Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer grundsätzlich be- 
jaht, ohne damit zu der Frage Stellung zu nehmen, 
ob und gegebenenfalls wann der Bund von diesem 
selbständigen Besteuerungsrecht Gebrauch machen 
soll. 

Hingegen lehnt der Ausschuß — trotz Würdigung 
der Gründe, die für eine Verstärkung der Finanz- 
verantwortung der Länder sprechen — das vom 
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Bundesrat geforderte selbständige Zuschlagsrecht 
der Länder zur Einkommen- und Körperschaft- 
steuer ab. Ein Zuschlagsrecht der Länder müßte je 
nach ihrer Finanzkraft von den Ländern verschie- 
den gehandhabt werden, und würde mithin die 
ohnehin krassen Unterschiede in der Finanzkraft 
der Länder verstärken. Zudem verbietet die Funk- 
tion der Einkommen- und Körperschaftsteuer in 
einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet regional ver- 
schieden wirkende Steuerbelastungen. 

Nach den Vorschlägen des Ausschusses bleiben 
den Ländern von den Verkehrsteuern die Renn- 
wettsteuer, die Lotteriesteuer, die Sportwettsteuer 
und die Abgabe von Spielbanken; ferner die bisher 
ihnen bereits zustehende Biersteuer, die Realsteuern 
und die Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungs- 
kreis. 

Da durch die Spielbankenabgabe gegenwärtig zu- 
gleich die Umsatzsteuer und die Einkommensteuer 
abgegolten werden, steht dem Bund ein Anspruch 
auf Beteiligung an dem Aufkommen zu. Dem Ent- 
wurf zum Finanz Verfassungsgesetz ist ein entspre- 
chender Vorbehalt zu Gunsten des Bundes einge- 
fügt worden. Die Höhe der Bundesbeteiligung soll 
einer Vereinbarung zwischen Bund und Ländern 
überlassen werden. 

Für künftig einzuführende Steuern hält der Aus- 
schuß abweichend vom Bundesrat eine grundsätz- 
liche V erteil ungsvorschri ft für erforder- 
lich, da andernfalls das Steuerverteilungsgesetz un- 
vollständig wäre. Der Ausschuß schlägt vor, die be- 
treffende Bestimmung neu zu fassen, was jedoch 
gegenüber der Regierungsvorlage keine materielle 
Änderung bedeutet. 

Die bisher aufgeführten Steuern werden verfas- 
sungskräftig nach dem Trennsystem auf Bund und 
Länder aufgeteilt. In der Festlegung gemeinschaft- 
licher Steuern ist der Finanzausschuß der Konzep- 
tion der Regierungsvorlage gefolgt, nach der die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer auch in Zu- 
kunft das einzige bewegliche Element in der Steuer- 
verteilung zwischen Bund und Ländern bleiben soll. 
Er hat die Erwägung der Bundesregierung, auch 
die Umsatzsteuer zu einer gemeinschaftlichen 
Steuer zu erklären, gründlich erörtert, jedoch nicht 
bejaht, weil er überzeugt ist, daß diese Steuer als 
wichtiges Instrument der allgemeinen Finanz- und 
Wirtschaftspolitik ungeteilt dem Bund zur Ver- 
fügung stehen sollte. 

Auch den Vorschlag des Bundesrates, die Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer zur Landessteuer 
zu erklären und dem Bund nur einen Beteiligungs- 
anspruch gegen die Länder einzuräumen, hat der 
Ausschuß verworfen; er begründet seine Entschei- 
dung mit der finanzwirtschaftlichen Funktion 
dieser großen Steuern. Er hat aber, um den Wün- 
schen der Länder entgegenzukommen, davon ab- 
gesehen, die Einkommen- und Körperschaft- 
steuer im Gesetz ausdrücklich als „gemein- 
schaftliche Steuer“ zu kennzeichnen. Die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer erfüllt die 
Funktion, die Einnahmen von Bund und Ländern 


ihrem Finanzbedarf anzupassen. Die Regierungs- 
vorlage sieht 40 v. H. des Aufkommens der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer zu Gunsten des Bun- 
des und 60 V. H. zu Gunsten der Länder vor. Der 
Ausschuß hält eine verfassungskräftige starre Fest- 
legung der Beteiligungsquoten bei gleichzeitiger 
Revisionsmöglichkeit für widerspruchsvoll. Er 
schlägt vor, in der Verfassung verbindliche Grund- 
sätze für die künftige Bemessung des Beteiligungs- 
verhältnisses zu normieren, die quantitative Ver- 
teilung von Einkommen- und Körperschaftsteuer 
jedoch der einfachen Bundesgesetzgebung zu 
überlassen. 

Dabei ist sich der Ausschuß darüber klar, daß 
diese Grundsätze schwer zu fassen sind und nicht 
zu einem mathematisch exakten Steuerverteilungs- 
ergebnis führen können. Das Grundgesetz — letzter 
Satz von Art. 107 — ist offensichtlich unklar for- 
muliert; „Hierbei ist jedem Teil ein gesetzlicher 
Anspruch auf bestimmte Steuern und Steueranteile 
entsprechend seinen Aufgaben einzuräumen“ Die- 
ser Salz spricht von „bestimmten“ Anteilen und 
setzt das Wort „bestimmt“ in Beziehung zu einem 
veränderlichen Tatbestand, nämlich dem finanziel- 
len Gewicht der jeweiligen Aufgaben. Da das Wort 
„bestimmt“ dem nicht gerecht wird, kann es sinn- 
voll nur als bestimmbar interpretiert werden. 

Der erste dieser Grundsätze ermöglicht es, die 
Steuerverteilung der Aufgabenverteilung anzupas- 
sen. indem die Aufgaben zu den damit ver- 
bundenen Ausgaben in feste Beziehung 
gesetzt werden. 

Der zweite Grundsatz bezieht sich auf das Prin- 
zip der finanziellen Gleichberechtigung von Bund 
und Ländern; beide haben den gleichen An- 
spruch auf Deckung ihres Steuer- 
bedarfs. Dieser Grundsatz soll den Bund gegen 
finanzielle Überforderungen der Länder und die 
Länder gegen finanzielle Überforderungen des 
Bundes schützen. 

Der dritte Grundsatz soll gewährleisten, daß der 
Finanzausgleichspartner, zu dessen Lasten eine Be- 
darfsverlagerung eingetreten ist, nicht ausschließ- 
lich oder vorwiegend auf die Möglichkeit verwiesen 
werden kann, zum Ausgleich seines Mehrbedarfs 
zusätzliche Steuereinnahmen zu erschließen. Es soll 
in jedem Fall geprüft werden, ob der Mehr- 
bedarf durch Einnahmeverlagerungen innerhalb 
der öffentlichen Gesamtverwaltung ausgeglichen 
werden kann. 

Dahinter steht das Bestreben, die beteiligten Ge- 
bietskörperschaften nur im Ausmaß ihres Bedarfs 
und nach dem Maßstab der relativen Dringlichkeit 
des Bedarfs mit Steuermitteln auszustatten und 
sie damit zu wirtschaftlicher Haushaltsführung an- 
zuhalten. 

Der Ausschuß schlägt eine Sperrklausel vor, da- 
mit eine Neufestsetzung der Anteile nicht jedes 
Jahr vorgenommen werden kann; er hatte zunächst 
beschlossen, diese Frist auf zwei Jahre zu begren- 
zen. Er hat sich jedoch in seinen weiteren Beratun- 
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gen — aus dem Bestreben heraus, den Ländern die 
Annahme seiner Vorschläge so leicht wie möglich 
zu machen — einem Vorschlag der Finanzminister 
der Länder angeschlossen, die Frist auf drei Jahre 
zu verlängern in der Erwartung, daß damit der ver- 
•tikale Finanzausgleich eher stabilisiert werden 
kann. 

Diese Sperrklausel soll nicht gelten, wenn den 
Ländern durch ein Bundesgesetz in erheblichem 
Umfang Mehrausgaben aufgebürdet oder Einnah- 
men entzogen werden. Diese Schutzvorschrift er- 
hebt den Grundsatz des § 54 des Reichsfinanzaus- 
gleichsgesetzes erstmals zur Verfassungsnorm. 

Der Ausschuß hat in diesem Zusammenhang die 
Heranziehung neutraler Sachverständiger zur Klä- 
rung der finanzwirtschaftlichen Tatbestände, die 
für die Bemessung der Beteiligungsquoten an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer von Bedeu- 
tung sind, erörtert und es für notwendig erachtet, 
dem Bundestag, dem Bundesrat und der Bundes- 
regierung die Möglichkeit zu eröffnen, bei Bedarf 
Finanzgutachten von einem besonderen Gremium, 
das sich aus Vertretern der obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörden des Bundes und der Länder zu- 
sammensetzt, anzufordern. Für die hierzu erfor- 
derliche gesetzliche Regelung eignet sich jedoch das 
Finanzverfassungsgesetz nicht. Der Ausschuß er- 
wartet, daß die Bundesregierung zu gegebener Zeit 
die Voraussetzungen für die Anforderung solcher 
Gutachten schafft. 

Den Vorschlag des Bundesrates, auf die Revi- 
sionsklausel zu verzichten und allein zu Gunsten 
der Länder eine Änderung des Beteiligungsverhält- 
nisses zuzulassen, hat der Finanzausschuß ab- 
gelehnt. Da die Ansprüche des Bundes und der 
Länder einander gleichberechtigt gegenüber stehen, 
muß das System grundsätzlich auch nach beiden 
Seiten beweglich sein. Die Erstarrung der Betei- 
ligungsquoten bei Verzicht auf eine Revisionsklau- 
sel zu Gunsten des Bundes würde eine künftig not- 
wendig werdende Erhöhung des Bundesanteils an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer von einer 
Änderung der Verfassung abhängig machen und 
den Bund zwingen können, zur Deckung seines zu- 
sätzlichen Finanzbedarfs die Steuerlast auch in sol- 
chen Fällen zu erhöhen, in denen die Gesamtent- 
wicklung des Öffentlichen Finanzbedarfs eine Er- 
höhung der Steuern nicht erforderlich macht. 

Die Vorlage der Bundesregierung enthält Vor- 
schriften für die Gestaltung des Finanzausgleichs zu 
Gunsten der leistungsschwachen Länder durch un- 
mittelbare Finanzzuweisungen des Bundes oder 
durch eine Verbindung dieses Systems mit dem des 
horizontalen Finanzausgleichs. Der Ausschuß hält 
auch den Vorbehalt unmittelbarer Bundeszuweisun- 
gen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs für not- 
wendig. Er empfiehlt, die verfassungsrechtliche 
Regelung der Grundlagen des Finanzausgleichs im 
wesentlichen nach der Regierungsvorlage zu be- 
schließen, d. h. nicht, wie vom Bundesrat befürwor- 
tet, die Finanzausgleichsmethode verfassungsrecht- 
lich festzulegen, sondern die Einzelregelung einem 


Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, vorzubehalten. 

Die Regierungsvorlage sah auch die Möglichkeit 
vor, daß zur Erzielung des Finanzausgleichs unter 
den Ländern die den Ländern zustehenden 
Steuern nach einem anderen Maßstab als dem des 
Örtlichen Aufkommens verteilt werden. Der Aus- 
schuß schlägt die Streichung dieser Vorschrift vor, 
weil es zweifelhaft sein kann, ob eine solche Rege- 
lung mit der Steuerertragshoheit der Länder ver- 
einbar und ob sie für die Durchführung eines wirk- 
samen Finanzausgleichs notwendig ist; er hat damit 
einem dringenden Wunsch der Länder entsprochen. 

Redaktionell schlägt der Ausschuß — nach Prü- 
fung durch ein Redaktionskomitee (Dr. Dresbach, 
Dr. Gülich) — vor, den Text des Finanzverfassungs- 
gesetzes in den bisherigen Rahmen der Grund- 
gesetzartikel dergestalt einzufügen, daß die Be- 
stimmungen über den vertikalen Finanzausgleich 
in einem, und zwar dem wegfallenden Artikel 106 
zusammengefaßt und die Bestimmungen über den 
Länderfinanzausgleich in den gleichfalls freiwer- 
denden Artikel 107 verwiesen werden. 

Die vorgeschlagene Verlagerung bisheriger Lan- 
dessteuem auf den Bund und der durch den Ver- 
zicht auf eine verfassungskräftige Festlegung der 
Beteiligungsquoten an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer notwendig werdende Erlaß eines 
besonderen Beteiligungsgesetzes machen es zweck- 
mäßig, die Neuregelung erst mit Beginn des neuen 
Rechnungsjahres, also am 1. April 1955, in Kraft 
treten zu lassen. Dies ist verfassungsrechtlich zu- 
lässig, da Artikel 107 GG nur vorschreibt, daß das 
Gesetz bis zum 31. Dezember 1954 zu verabschie- 
den ist, den Zeitpunkt für sein Inkrafttreten jedoch 
nicht bestimmt. 

Der Ausschuß ist überzeugt, daß mit der vorge- 
schlagenen Fassung dem Auftrag des Art. 107 GG 
genüge getan wird, und daß damit die einmalige 
Ermächtigung des Grundgesetzes, durch ein mit 
einfacher Mehrheit zu verabschiedendes Gesetz die 
Finanzverfassung zu ändern, ausgeschöpft ist. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß der 
naheliegende Gedanke, auch die Vorschriften über 
die Finanzverwaltung (Artikel 108 GG) der geän- 
derten Steuerverteilung anzupassen, im Rahmen 
der Sonderermächtigung des Artikels 107 GG ver- 
fassungsrechtlich nicht verwirklicht werden kann. 
Die Aufnahme entsprechender Bestimmungen 
hätte das Gesetz den erschwerenden Vorschriften 
des Artikels 79 GG unterworfen. Im Falle des 
Scheitems dieses Vorschlages wäre damit auch die 
fristgemäße Verabschiedung des Gesetzes nach Ar- 
tikel 107 GG wahrscheinlich verhindert worden. 

Das gleiche gilt für die (sachlich auch vom Aus- 
schuß befürwortete) stärkere Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Gemeinden in der Finanzverfas- 
sung des Bimdes, namentlich für die Anerkennung 
der gemeindlichen Selbstverwaltung als Partner im 
Finanzsystem des Bundes. Artikel 107 GG sieht 
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nur eine Neuverteilung der Steuern zwischen Bund 
und Ländern vor und unterstellt, daß die Gemein- 
den ausschließlich von den Ländern finanziell zu 
betreuen sind. Den Belangen der Gemeinden 
konnte im Finanzverfassungsgesetz daher nur in- 
soweit Rechnung getragen werden, als dies ver- 
fassungsrechtlich möglidi ist. Mehrfach kommt im 
Gesetzentwurf der Grundsatz zum Ausdruck, daß 
bei der finanziellen Auseinandersetzung zwischen 
Bund und Ländern auch die Finanzbedürfnisse der 
Gemeinden und Gemeindeverbände gebührend zu 
berücksichtigen sind. 


FINANZANPASSUNGSGESETZ 


Der Grundsatz des Finanzverfassungsgesetzes, 
daß der Bund und die Länder gesondert die Aus- 
gaben zu tragen haben, die sich aus der Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben ergeben, findet im Finanz- 
anpassungsgesetz seinen Niederschlag. Dieses Ge- 
setz soll auf allen Gebieten der Verwaltung eine 
möglichst klare Lastenabgrenzung zwischen Bund 
und Ländern sichern, den Aufgabenträgern die 
volle Finanzverantwortung für die von 
ihnen zu leistenden Ausgaben zu weisen und da- 
mit die Voraussetzungen für eine sparsame und 
wirtschaftliche Ausgabengebarung schaffen. Dieses 
Gesetz soll somit ein nicht unwesentlicher Beitrag 
zur Verwaltungsreform sein. 

Auf dem Gebiet der sozialen Kriegsfolgelasten 
kann die unmittelbare Verknüpfung von Aufga- 
benverantwortung und Ausgabenverant- 
wortung nicht voll verwirklicht werden, weil das 
Grundgesetz die Aufgabenkompetenz den 
Ländern, die Finanz Verantwortung aber 
dem Bund zugewiesen hat. Der Gesetzentwurf 
sieht eine Lösung vor, welche die finanzwirtschaft- 
lichen Naditeile des gegenwärtigen Zustandes mil- 
dert und die Länder an der Verantwortung für die 
von ihnen zu leistenden und vom Bund zu finanzie- 
renden Ausgaben beteiligt. Der Ausschuß hat im 
Einvernehmen mit dem Bundesrat die Grundgedan- 
ken der Regierungsvorlage zum Finanzanpassungs- 
gesetz gebilligt. 

Das Problem der Lastenverteilung zwischen 
Bund und Ländern ist besonders für das Gebiet der 
Vollzugsverwaltung bedeutsam, Bundeszuschüsse 
zu den Verv^altungskosten der Länder und Gemein- 
den sollen künftig nur innerhalb der weisungsge- 
bundenen Verwaltung und überdies nur dann zu- 
lässig sein, wenn die Kosten, die den Ländern oder 
Gemeinden durch den Vollzug der Bundesweisun- 
gen entstehen, finanziell ins Gewicht fallen. 

Akzeptiert man diese Grundsätze, so muß die 
Kostenregelung auf dem Gebiet der Steuerverwal- 
tung und der Kriegsopferversorgung folgerichtig an 
die neue Lastenverteilungsnorm angepaßt werden. 
Die Regierungsvorlage sieht vor, daß die wechsel- 
seitige Beteiligung des Bundes und der Länder an 


den Steuerverwaltungskosten des anderen Teils 
wegfällt. Das gleiche gilt für die Erstattung von 
Verwaltungskosten durch den Bund auf dem Ge- 
biet der Kriegsopferversorgung, deren Vollzug 
Sache der Länder ist. Andererseits sollen die öffent- 
lichen Zuschüsse an den Lastenausgleichsfonds, so- 
weit sie gegenwärtig von den Ländern getragen 
werden, als Kriegsfolgelasten auf den Bundeshaus- 
halt übergehen. 

Der Ausschuß hat diese Vorschläge gebilligt. Er 
hält die Beteiligung des Bundes an den Steuerver- 
waltungskosten der Länder mit der grundgesetz- 
lichen Verteilung der Steuerverwaltungshoheit für 
unvereinbar; sie führt überdies zu einer sachlich 
ungerechtfertigten Begünstigung der steuerstarken 
Länder. 

Auf Vorschlag des Ausschusses für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen hat der Ausschuß beschlos- 
sen, die überregionalen Aufgaben der Kriegsopfer- 
versorgung, die zur Zeit von einzelnen Ländern zu- 
gleich für andere Länder wahrgenommen werden, 
sowie die Kriegsopferversorgung im Ausland und 
die Betreuung der im Ausland belegenen Heilan- 
stalten einer neu einzurichtenden Bundesober- 
behörde zu übertragen. Daraus folgt, daß mit diesen 
Kosten der Bundeshaushalt belastet bleibt. Die Ein- 
richtung einer Bundesoberbehörde für diese Auf- 
gaben ist nach Art. 87 Abs. 3 GG zulässig. 

Bedenken des Ausschusses für Kriegsopfer- und 
Heimkehrerfragen, daß auf dem Gebiet der Heil- 
anstalten durch die Übertragung der Verwaltungs- 
kosten auf die Länder der Kurenausgleich erschwert 
werden könnte, sollen dadurch ausgeräumt werden, 
daß der Bund künftig die Heilbehandlungskosten 
in landeseigenen Heilanstalten der Kriegsopferver- 
sorgung nach dem Selbstkostensatz erstatten wird. 

Die Beteiligung des Bundes an den persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten der Länder und 
Gemeinden für die Lastenausgleichsleistungen 
bleibt bestehen; sie ist gerechtfertigt durch die Be- 
teiligung des Bundes an der Verwaltung auf Grund 
des ihm eingeräumten Weisungsrechts. Ebenso 
bleibt die Beteiligung an den Verwaltungsausgaben 
des Landes Berlin für die dem Bund zustehenden 
Zölle und Verbrauchsteuern bestehen, deren Höhe 
durch eine Verwaltungsvereinbarung festzulegen 
ist. Diese Ausnahmeregelung stellt das Land Berlin, 
das gegenüber den übrigen Ländern zusätzliche 
Aufgaben wahrzunehmen hat, finanziell den ande- 
ren Ländern gleich; sie hält sich im Rahmen der 
allgemeinen Lastenverteilungsnorm, da das Land 
Berlin bei der Verwaltung dieser Abgaben dem 
Weisungsrecht des Bundes unterliegt. 

Die in diesem Gesetzentwurf vorgesehene Berei- 
nigung der finanziellen Beziehungen zwischen 
Bund und Ländern und die Neuabgrenzung der 
beiderseitigen Anteile am Gesamtsteueraufkommen 
boten eine Gelegenheit, um auf dem Gebiet der 
Finanzierung des Lastenausgleichs eine Berichti- 
gung vorzunehmen. Bund und Länder haben nach 
§ 6 Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes gemeinsam 


5 



einen jährlichen Zuschuß an den Ausgleichsfonds 
in Höhe von 410 Mio DM zu leisten. Die Beteili- 
gung der Länder an diesem Zuschuß erscheint nicht 
mehr gerechtfertigt, da es sich um eine Kriegsfolge- 
last handelt, die vom Bund zu tragen ist. Die vom 
Ausschuß vorgeschlagene Überführung der Vermö- 
gensteuer auf den Bund macht außerdem eine Än- 
derung der Vorschriften über die Abführung des 
Vermögensteueraufkommens an den Lastenaus- 
gleichsfonds (§ 6 Abs. 1 LAG) erforderlich. 

Die Regierungsvorlage zum Finanzanpassungs- 
gesetz sieht auf dem Gebiet der sozialen Kriegsfol- 
gelasten im übrigen drei Wege vor, um die Verant- 
wortung der Länder und Gemeinden für die sach- 
gemäße Bewirtschaftung von Bundesmitteln zu 
stärken: 

a) die Pauschalierung der Bundesleistungen; 

b) die Erhöhung der Interessenquoten von 15 v. H. 
auf 25 V. H.; 

c) die Anwendung des Bundeshaushaltsrechts auf 
die für Rechnung des Bundes zu leistenden Auf- 
gaben und die Einräumung eines Weisungsrechts 
für die obersten Bundesbehörden gegenüber den 
Ländern hinsichtlich der wirtschaftlichen Ver- 
waltung der Bundesmittel. 

Die Gewährung einer festen Pauschale nimmt 
dem Träger der Aufgabe die finanzielle Last im 
wesentlichen ab, ohne seine Finanzverantwortung 
zu beeinträchtigen. Die Vorteile einer sparsamen 
und zweckmäßigen Ausgab enwirtschaft kommen 
allein dem Träger der Aufgabe zugute; ein Mehr- 
aufwand durch unzureichende Kontrolle der Aus- 
gaben oder durch unangemessenen Aufwand fällt 
ihm allein zur Last. Den weiteren wesentlichen 
Vorteil der Pauschalierung sieht der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Kommu- 
nalpolitik in der dadurch zu erzielenden erheb- 
lichen Verwaltungsvereinfachung. Der Zahlungs- 
verkehr zwischen dem Bund und den Ländern be- 
schränkt sich auf die Überweisung feststehender 
Pauschalbeträge. Die außerordentlich komplizierte 
Einzelverrechnung der geleisteten Aufwendungen 
entfällt. Der Ausschuß hält die Vorteile der 
Pauschalierung für so groß, daß sie nach seiner 
Überzeugung überall eingeführt werden sollte, wo 
die Voraussetzungen gegeben sind; das gilt insbe- 
sondere, wenn der voraussichtliche Gesamtaufwand 
in den kommenden Jahren einigermaßen zu über- 
sehen ist. 

Die Voraussetzungen für eine Pauschalierung 
scheinen gegenwärtig nur bei den Fürsorgeaufwen- 
dungen für die Kriegsfolgehilfeempfänger gegeben 
zu sein. Bei der Festsetzung der Pauschale war zu 
beachten, daß die kriegsbedingten Fürsorgeaufwen- 
dungen von Jahr zu Jahr abnehmen werden. Die 
Regierungsvorlage sah dementsprechend eine De- 
gression der Pauschalleistungen und ihren 
völligen Wegfall nach zehn Jahren vor. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik hält diesen 
Zeitraum für zu kurz und hat empfohlen, den 


Pauschalierungszeitraum um vier Jahre 
zu verlängern. Der Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen hat sich diesem Vorschlag angeschlos- 
sen, um den Wünschen der Länder und Gemeinden 
auch hier entgegenzukommen. Die Pauschale soll 
im Rechnungsjahr 1955 im allgemeinen 100 v. H, 
der im Rechnungsjahr 1953 entstandenen Aufwen- 
dungen betragen. Sie ermäßigt sich im folgenden 
Rechnungsjahr erstmalig auf 95v. H. Für bestimmte 
Aufwendungen werden 110 v. H. der entsprechen- 
den Ausgaben des Rechnungsjahres 1953 zu Grunde 
gelegt, um dem Absinken der bisherigen Leistun- 
gen vorzubeugen. Es handelt sich insbesondere um 
die Fürsorgeaufwendungen für Erziehungsbeihil- 
fen, Erholungsfürsorge und Tuberkulosehilfe. Die 
individuellen Fürsorgeleistungen an Sowjetzonen- 
flüchtlinge können noch nicht in die Pauschalierung 
einbezogen werden, weil die Höhe dieser Aufwen- 
dungen in den kommenden Jahren nicht abge- 
schätzt werden kann. Auch die Sonderaufwendun- 
gen nach den §§ 25 bis 27 des Bundesversorgungs- 
gesetzes werden von der Pauschalierung ausge- 
nommen. 

Auf Anregung des Ausschusses für Kommunal- 
politik schlägt der Ausschuß für Finanz- und Steu- 
erfragen vor, die Pauschalen abweichend von der 
Regierungsvorlage nach den Aufwendungen in der 
Zeit vom 1. Juli 1953 bis 30. Juni 1954 zu bemessen, 
um damit eine möglichst gegenwartsnahe Grund- 
lage für die Festsetzung der Pauschalleistungen zu 
gewinnen. 

Für den übrigen Bereich der sozialen Kriegsfol- 
gelasten, die sich ihrer Natur nach nicht oder noch 
nicht für eine Pauschalierung eignen, soll — abge- 
sehen von den Leistungen der Kriegsopferversor- 
gung und den Leistungen nach dem Gesetz nach 
Artikel 131 GG — die finanzielle Verantwortung der 
Länder durch die Erhöhung der Interessenquote 
von 15 auf 25 v. H. gestärkt werden. Der Ausschuß 
hält diese Maßnahme nach den bisherigen Erfah- 
rungen für notwendig und teilt die vom Bundes- 
rat geäußerten rechtlichen Bedenken nicht. Er hat 
daher auch der Anregung des Ausschusses für 
Kommunalpolitik, von einer Erhöhung der Inter- 
essenquoten abzusehen, nicht folgen können. Eine 
Interessenquote ist das notwendige Korrelat für 
die Verwaltungshoheit der Länder in den Berei- 
chen, in denen sie Bundesmittel selbständig 
verwalten. 

Um die notwendige Kontrolle der Verwaltung 
der Bundesmittel, soweit sie weiterhin bei den 
Ländern liegt, sicherzustellen, sieht die Regierungs- 
vorlage vor, daß auch in diesen Fällen die haus- 
haltsrechtlichen Vorschriften des Bundes anzuwen- 
den, und daß die Länder in der wirtschaftlichen 
Verwaltung dieser Mittel an die Weisungen der 
obersten Bundesbehörden gebunden sind. Der Aus- 
schuß für Kommunalpolitik hat daraufhingewiesen, 
daß die Gemeinden hierdurch gezwungen werden 
könnten, ihre Kassen- und Buchführung hinsichtlich 
der Bundesmittel nach bundesrechtlichen Vorschrif- 
ten einzurichten, die zum Teil von den üblichen 
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Vorschriften für die Gemeinden abweichen. Der 
Ausschuß hat diesen Bedenken dadurch Rechnung 
getragen, daß mit Zustimmung der zuständigen 
Bundesbehörden die landesrechtlichen Vorschriften 
über die Kassen- und Buchführung angewendet 
werden können, soweit dadurch die Interessen des 
Bundes nicht beeinträchtigt werden. 

Die Beteiligung des Bundes an den Aufwendun- 
gen der Länder für die Entschädigung der Opfer 
des Nationalsozialismus soll nach der Regierungs- 
vorlage mit der Einschränkung beibehalten werden, 
daß auch in diesem Fall die Interessenquote auf 
25 V. H. erhöht wird. Die Lastenverteilungsnorm 
(§ 77 Abs. 1 des Gesetzes vom 18. September 1953) 
sah nach der Regierungsvorlage die Leistungspflicht 
der Länder „bis auf weiteres“ vor. Der Ausschuß 
hält den in diesen Worten zum Ausdruck kommen- 
den Hinweis auf eine spätere Revisionsmöglichkeit 
in einem Gesetz für überflüssig und unangebracht; 
die Streichung der Worte „bis auf weiteres“ bedeu- 
tet nicht, daß die Länder mit den Ausgaben dau- 
ernd belastet bleiben sollen. 

Der Bund erstattet den Ländern bisher die Ent- 
schädigungsleistungen für heimatlose Ausländer 
nur soweit, als sie am Stichtag in Lagern unterge- 
bracht waren. Es hat sich herausgestcllt, daß be- 
sonders in Bayern auch eine unerwartet große An- 
zahl heimatloser Ausländer sich außerhalb der 
Lager aufgehalten hat. Es besteht kein Anlaß, für 
diesen Personenkreis eine andere Regelung zu tref- 
fen als für die in Lagern untergebrachten heimat- 
losen Ausländer. Der Ausschuß schlägt daher vor, 
die Erstattung der Aufwendungen durch den Bund 
auf alle heimatlosen Ausländer auszudehnen. 

Die Entwürfe zum Finanzverfassungsgesetz und 
zum Finanzanpassungsgesetz sehen den Übergang 
bestimmter Einnahmen und Ausgaben vom Bund 
auf die Länder und umgekehrt vor. Fs muß klar- 
gestellt werden, nach welchen Grundsätzen in der 
Übergangszeit die Zahlungspflicht und die Ein- 
nahmeberechtigung zwischen dem neuen und dem 
alten Träger abgegrenzt werden soll. Der Ausschuß 
schlägt eine allgemeine Übergangsregelung vor, 
nach der für die Abgrenzung das Kassenprinzip 
maßgebend ist: Die nach dem 31. März 1955 zu lei- 
stenden Ausgaben sollen dem neuen Träger zur 
Last fallen und die nach dem 31. März 1955 ein- 
gehenden Einnahmen dem neuen Einnahmeträger 
zustehen. Nur für die Beiträge an den Lastenaus- 
gleichsfonds ist die wirtschaftliche Zugehörigkeit 
zum neuen oder alten Rechnungsjahr maßgebend. 
Diese Sonderregelung ergibt sich aus der Natur der 
Beiträge, die zum Teil regelmäßig erst nach Ablauf 
des Rechnungsjahres ermittelt und gezahlt werden 
können. 


LÄNDERFINANZAUSGLEICHSGESETZ 

Die Regierungsvorlage sieht eine Intensivierung 
des Finanzausgleidis unter den Ländern durch Er- 


höhung der Ausgleichsmasse um etwa 80 v. H. des 
gegenwärtigen Volumens vor. 

Der Ausschuß ist gleichfalls der Auffassung, daß 
das Ausmaß der bestehenden Finanzkraftunter- 
schiede unter den Ländern die Intensivierung er- 
forderlich macht und hat sich der Regierungsvor- 
lage zum Länderfinanzausgleichsgesetz in diesem 
Punkte einstimmig angeschlossen. 

Durch die vorgesehenen Finanzausgleichsmaß- 
nahmen wird die weite Spanne der Steuerkraft- 
unterschiede, die in einem einheitlichen Wirt- 
schaftsgebiet nicht gerechtfertigt sind, erheblich 
gemindert. Die Steuerkraft der Länder liegt — ab- 
gesehen von den Hansestädten — zwischen 167 DM 
und 318 DM je Einwohner, nach Durchführung des 
vorgesehenen Finanzausgleichs zwischen 222 DM 
und 301 DM je Einwohner. Dennoch bleiben erheb- 
liche regionale Unterschiede in der Finanzkraft be- 
stehen. 

Der Finanzausschuß hat sich eingehend mit der 
Frage bescliäftigt, ob ein unmittelbarer vertikaler 
Finanzausgleich durch Bundeszuweisungen an die 
finanzschwachen Länder zweckmäßiger wäre als 
die bisherige horizontale Gestaltung. Nach dieser 
haben die finanzstärkeren Länder Beiträge abzu- 
führen, die ihrem Finanzbedarf entsprechend an die 
finanzschwachen Länder verteilt werden. Der Aus- 
schuß ist jedoch zu dem Ergebnis gekommen, daß 
bis auf weiteres von einer Änderung abgesehen 
werden soll, die am sicheren Widerstand der Län- 
der scheitern würde. 

Lediglich in der praktischen Durchführung ist im 
Interesse der Verwaltungsvereinfachung eine Ver- 
bindung mit dem vertikalen Finanzausgleich vorge- 
sehen, derart, daß die vorläufigen Ausgleichsbei- 
träge und Ausgleichszuweisungen, die im Laufe des 
Ausgleichsjahres zu leisten sind, nach einem Hun- 
dertsatz des Aufkommens der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer festgesetzt werden. Die aus- 
gleichspflichtigen Länder sollen diesen Prozentsatz 
gleichzeitig mit dem Bundesanteil an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer an den Bund abfüh- 
ren, während die ausgleichsberechtigten Länder bei 
der Abführung des Bundesanteils die ihnen zuste- 
hende Ausgleichszuweisung absetzen können. Auf 
diese Weise wird erreicht, daß der horizontale 
Finanzausgleich laufend vollzogen wird und daß 
unnötige Überweisungen zwischen Bund und Län- 
dern vermieden werden. 

Die bisherige Methode des horizontalen Finanz- 
ausgleichs legte für die Ermittlung der Finanzkraft 
der einzelnen Länder sowohl die Steuerkraftunter- 
schiede der Länder als auch die regional unter- 
schiedliche Lastenverteilung zugrunde. Da nach den 
Ergebnissen der Finanzstatistik die Finanzkraft- 
unterschiede unter den Ländern ganz überwiegend 
auf die Steuerkraftunterschiede zurückzuführen 
sind, der Einfluß der unterschiedlichen Lastenver- 
teilung auf die Leistungsfähigkeit der Länder je- 
doch laufend zurück gegangen ist, soll der Finanz- 
ausgleich künftig überwiegend in der Form eines 
Steuerkraftausgleichs durchgeführt werden. 
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Die natürliche Mehrbelastung der dichter besie- 
delten Gebiete, die besonderen Hafenlasten der 
Hansestädte und die Sonderbelastung Schleswig- 
Holsteins werden allerdings weiterhin durch beson- 
dere Zuschläge zur Einwohnerzahl bei der Ermitt- 
lung der durchschnittlichen Steuerkraft oder durch 
eine fiktive Kürzung? der Steuereinnahmen berück- 
sichtigt. Eine Schutz Vorschrift zu Gunsten der Han- 
sestädte soll sicherstellen, daß sie nicht stärker 
herangezogen werden können als vergleichbare 
Großstädte anderer ausgleichspflichtiger Länder 
herangezogen werden könnten, wenn sie Stadtstaa- 
ten wären (Hanseatenklausel). 

Der Ausgleich wird in der Weise durchgeführt, 
daß die errechnete Steuerkraft der finanzschwachen 
Länder nach einem gestaffelten Hundertsatz bis auf 
höchstens 90 v. H. der bundesdurchschnittlichen 
Steuerkraftmeßzahl aufgefüllt wird. Die hierfür 
erforderlichen Mittel werden von den steuerstarken 
Ländern nach einem einheitlichen Hundertsatz von 
der den Bundesdurchschnitt übersteigenden Steuer- 
kraft erhoben. Für die Auffüllung der Steuerkraft 
der finanzschwachen Länder sind nach der Regie- 
rungsvorlage folgende Hundertsätze vorgesehen: 

Bis zu 80 V. H. des Bundesdurchschnitts wird zu 

100 V.H., 

von 80 bis90v. H. des Bundesdurchschnitts wird zu 

75 V. H. 

und von 90 bis 95 v. H. des Bundesdurchschnitts 

wird zu 50 v. H. 

aufgefüllt. 

Nach den vorgelegten Probeberechnungen würde 
bei dieser Regelung das Land Schleswig-Holstein 
von der Intensivierung des Länderfinanzausgleichs 
relativ den geringsten Nutzen haben. Der Ausschuß 
war der Überzeugung, daß dieses Ergebnis der be- 
sonderen Lage des Landes Schleswig-Holstein nicht 
genügend Rechnung trägt. Er schlägt deshalb vor, 
den Ansatz für die Sonderbelastung des Landes 
Schleswig-Holstein von 10 v. H. auf 17,5 v. H. zu 
erhöhen. Da eine Erhöhung der vorgesehenen Aus- 
gleichsmasse im ganzen nicht beabsichtigt ist, muß 
gleichzeitig die allgemeine Auffüllungsquote im Be- 
reich von 80 bis 90 v. H. des Bundesdurchschnitts, 
die nach der Regierungsvorlage 75 v. H. beträgt, 
auf 70 V. H. ermäßigt werden. Durch diesen Ände- 
rungsvorschlag wird sich die Ausgleichszuweisung 
für Schleswig-Holstein gegenüber dem Regierungs- 
vorschlag um annähernd 20 Mio DM erhöhen. 

Im Verlaufe der Beratungen wurde erörtert, ob 
auch die besonderen Belange der Zonenrandgebiete 
im horizontalen Finanzausgleich zusätzlich berück- 
sichtigt werden sollten. Der Ausschuß hat diese 


Frage nicht bejaht; er ist der Auffassung, daß der- 
artige Notstände wirksamer und zweckmäßiger 
durch unmittelbare Bundeshilfen behoben werden 
können; eine weitere Intensivierung des Finanz- 
ausgleichs würde zudem voraussichtlich am Wider- 
stand der finanzstarken Länder scheitern. 

Die Intensivierung des Länderfinanzausgleichs 
hat zur Folge, daß die Netto-Auswirkungen der 
Zerlegung der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
weitgehend aufgehoben werden. Mit Rücksicht auf 
den Verwaltungsaufwand, den der Vollzug des Zer- 
legungsgesetzes verursacht, sieht die Regierungs- 
vorlage deshalb vor, die Zerlegung vom l.April 
1955 ab wegfallen zu lassen. Nachdem sich der Aus- 
schuß überzeugt hat, daß die finanzschwachen Län- 
der durch den Wegfall der Zerlegung nur gering- 
fügige Einbußen erleiden, hat er seine anfangs be- 
stehenden Bedenken gegen die Aufhebung des Zer- 
legungsgesetzes fallen gelassen. Die vom Bundes- 
rat vorgeschlagene Ermächtigung für die Bundes- 
regierung, das Zerlegungsverfahren für die Kalen- 
derjahre 1952 bis 1954 zu vereinfachen, hält der 
Ausschuß nicht für zweckmäßig, da die Umstellung 
für die Auslaufzeit nur zu Mehrarbeit führen und 
sich nicht mehr lohnen würde. 

An den Beratungen des Ausschusses und des 
Unterausschusses Finanzreform haben jeweils auch 
Vertreter des Bundesrates und einzelner Länder 
aktiv teilgenommen. Die von diesen Vertretern vor- 
getragenen Argumente sind sorgfältig geprüft wor- 
den. Der Ausschuß hat — wie mehrfach dargelegt 
— eine Reihe von Zugeständnissen an die Länder 
gemacht, um die Annahme seiner Vorschläge auch 
im Bundesrat zu erreichen. 

Nach zweimaliger Zusammenkunft zwischen den 
Finanzministem der Länder und Mitgliedern des 
Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen ist der 
Ausschuß nach Abschluß seiner Beratungen am 
4. November noch einmal zusammengetreten, um 
neue Vorschläge der Finanzminister der Länder 
entgegen zu nehmen. Da diese Vorschläge jedoch 
keine Möglichkeit einer Annäherung der Auffas- 
sungen boten, hat er die vorher gefaßten Beschlüsse 
bestätigt. 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
empfiehlt dem Bundestag hiernach, das Finanzver- 
fassungsgesetz, das Finanzanpassungsgesetz und das 
Länderfinanzausgleichsgesetz in der aus den An- 
lagen I, II, III ersichtlichen Fassung zu beschließen. 

Bonn, den 9. November 1954 

Dr. Gülidi 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwürfen — Drucksache 480 — lin der aus den nach- 
stehenden Zusammenstellungen — Anlagen I, II, III — ersicht- 
lichen Fassung zuzustimmen; 

2. die folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Bundestag befürwortet eine Steigerung der finanziellen 
Hilfen für die Gemeinden (Gemeindeverbände) des Ostrandge- 
bietes. Da eine weitere Erhöhung der Ausgleichsleistungen an 
die finanzschwachen Länder im. Rahmen des Finanzausgleichs- 
gesetzes nicht möglich erscheint, erwartet der Bundestag, daß 
die Bundesregierung im Rahmen der Haushaltsbewilligung für 
1955 die Sonderlage der Gemeinden (Gcmelndeverbände) des 
Zonenrandgebietes angemessen berücksichtigt. 


Bonn, den 4. November 1954 

« 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Dr. Gülich 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage I 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
der Finanzverfassung (Finanzverfassungsgesetz) 

- Drudcsadie 480, Anlage I - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung der Finanzverfassung 
(Finanz Verfassungsgesetz) 

Auf Grund des Artikels 107 des Grund- 
gesetzes hat der Bundestag mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen; 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung der Finanzverfassung 
(Finanzverfassungsgesetz) 

Auf Grund des Artikels 107 des Grundge- 
setzes hat der Bundestag mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Änderung des Grundgesetzes 

Artikel 106 des Grundgesetzes wird aufge- 
hoben und durch die folgenden Vorschriften 
ersetzt: 


% 1 

Änderung des Grundgesetzes 

Artikel 106 und Artikel 107 des Grundge- 
setzes erhalten folgende Fassung: 


„Artikel 106 

(1) Um den Bund und die Länder im 
Rahmen der verfügbaren Einnahmen zur Lei- 
stung der ihnen obliegenden Ausgaben (Ab- 
satz 2) zu befähigen, wird das Aufkommen 
der im Bundesgebiet erhobenen Steuern nach 
den Vorschriften der Artikel 106 a bis 106 f 
auf den Bund und die Länder verteilt. 

(2) Der Bund trägt die zur Ausübung der 
staatlichen Befugnisse und zur Erfüllung der 
staatlichen Aufgaben erforderlichen Aus- 
gaben, soweit die Wahrnehmung dieser Be- 


Artikel 106 


siehe Absatz 3 Nr. 1 
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Entwurf 

fugnisse und Aufgaben Sache des Bundes ist, 
und die in Artikel 120 Absatz 1 bezeichneten 
Ausgaben. Die Länder tragen die übrigen zur 
Ausübung der staatlichen Befugnisse und zur 
Erfüllung der staatlichen Aufgaben erforder- 
lichen Ausgaben. 

(3) Als Einnahmen und Ausgaben der Län-' 
der im Sinne dieser Vorschriften gelten auch 
die Einnahmen und Ausgaben der Gemein- 
den (Gemeindeverbände). Die Landesgesetz- 
gebung bestimmt, ob und inwie%veit Steuer- 
einnahmen, die nach den Vorschriften der 
Artikel 106 b bis 106 f den Ländern zu- 
stehen, den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
zufließen. 

Artikel 106 a 

Der Ertrag der Finanzmonopole und das 
Aufkommen der folgenden Steuern stehen 
dem Bund zu (ausschließliche Bundessteuern): 

1. die Zölle, 

2. die Verbrauchsteuern, soweit sie nicht nach 
Artikel 106 b den Ländern zustehen, 

3. die Umsatzsteuer, 

4. die Beförderungsteuer , 

5. die einmaligen Vermögensabgaben und die 
zur Durchführung des Lastenausgleidis er- 
hobenen Ausgleichsabgaben, 

6. die Abgabe „Notopfer Berlin“, 

7. die Ergänzungsabgabe zur Einkommen- 
steuer und zur Körperschaftsteuer. 

Artikel 106 b 

Das Aufkommen der folgenden Steuern 
steht den Ländern zu (ausschließliche Landes- 
steuern): 

1. die Vermögensteuer, 

2. die Erbschaftsteuer, 

3. die Kraftfahrzeugsteuer, 

4. die Verkehr steuern, soweit sie nicht nach 
Artikel 106 a dem Bund zustehen, 

>. die Biersteuer, 

6. die Realsteuern, 

7. die Steuern mit örtlich bedingtem Wir- 
kungskreis. 

Artikel 106 c 

( 1) Das Aufkommen der Einkommensteuer 
und der Körpersdiaftsteuer steht dem Bund 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


siehe Absatz 6 


(1) Der Ertrag der Finanzmonopole und 
das Aufkommen der Zölle, der Verbrauch- 
steuern und der Verkehrsteuern, soweit sie 
nicht nach Absatz 2 den Ländern zustehen, 
der Kraftfahrzeugsteuer, der Vermögen- 
steuer, der Erbschaftsteuer, der einmaligen 
Vermögensabgaben, der zur Durchführung 
des Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsab- 
gaben, der Abgabe „Notopfer Berlin“ und 
der Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer 
und zur Körperschaftsteuer stehen dem Bund 
zu (ausschließliche Bundessteuern). 


(2) Das Aufkommen der Biersteuer, der 
Rennwettsteuer, der Lotteriesteuer, der 
Sportwettsteuer, der Abgaben von Spielban- 
ken, der Realsteuern und der Steuern mit 
örtlich bedingtem Wirkungskreis steht den 
Ländern zu (ausschließliche Landessteuern). 
Soweit durch die Abgaben von Spielbanken 
Bundessteuern abgegolten werden, sind die 
entsprechenden Beträge an den Bund abzu- 
führen. 


(3) Vom Aufkommen der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer stehen dem Bund 
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Entwurf 

und den Ländern gemeinsam zu (gemein- 
schaftliche Steuern). 

(2) Von dem Aufkommen der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer stehen 
40 vom Hundert dem Bund (Bundesanteil) 
und 60 vom Hundert den Ländern (Länder- 
anteil) zu, 

siehe Artikel 106 Absatz 2 


siehe Artikel 106e Absatz 1 


Artikel 106 d 

Die Artikel 106 bis 106 c gelten auch für 
Steuern, die nach dem 31. Dezember 1954 
eingeführt werden, wenn sie einer der in 
diesen Vorschriften allgemein bezeichneten 
Steuerarten zuzurechnen oder einer der dort 
bezeichneten Steuern gleichartig sind und sie 
ersetzen. Das Aufkommen anderer Steuern, 
die nach dem 31. Dezember 1954 durch Bun- 
desgesetz eingeführt werden, steht den Län- 
dern zu, sofern die Belastungswirkung sich 
im wesentlidien auf die einzelnen Länder be- 
sdiränkt, in denen die Steuern erhoben wer- 
den, andernfalls steht das Aufkommen dem 
Bund zu. 


Beschlüsse des 19, Ausschusses 

und den Ländern Anteile in dem Verhältnis 
zu, in dem der Steuerbedarf des Bundes nach 
Abzug seiner anderen Steuereinnahmen zu 
dem entsprechenden Steuerbedarf der Länder 
steht (Bedarfsverhältnis). Für die Ermittlung 
des Steuerbedarfs gelten die folgenden Grund- 
sätze: 

1. Der Bund und die Länder tragen geson- 
dert die Ausgaben, die sich aus der Wahr- 
nehmung ihrer Aufgaben ergeben; Arti- 
kel 120 Abs. 1 bleibt unberührt. 

2. Im Rahmen der ordentlichen Einnahmen 
haben der Bund und die Länder Anspruch 
auf gleichmäßige Deckung ihrer Ausgaben. 

3. Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und 
der Länder sind so aufeinander abzustim- 
men, daß ein billiger Ausgleich erzielt, eine 
Überlastung der Steuerpflichtigen vermie- 
den und die Einheitlichkeit der Lebens- 
verhältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird. 

(4) Der Bundesanteil und der Länderanteil 
an der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer werden nach den Vorschriften 
des Absatzes 3 durch Bundesgesetz bestimmt, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
Diese Anteile können, unbeschadet der Son- 
dervorschrift des Absatzes 5, nur geändert 
werden, wenn und soweit sich das Bedarfs- 
verhältnis (Absatz 3 Satz 1) zu Lasten des 
Bundes oder zu Lasten der Länder erheblich 
geändert hat und wenn seit dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes, das die Anteile zuletzt be- 
stimmt hat, rhindestens drei Jahre vergangen 
sind. 


siehe Absatz 7 
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Entwurf 
Artikel 106 e 

(1) Durch Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, sollen der Bun- 
desanteil und der Länderanteil an der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 
(Artikel 106 c Absatz 2) neu festgesetzt wer- 
den, wenn sich das Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes und 
das Verhältnis zwischen den Einnahmen und 
Ausgaben der Länder unterschiedlich entwik- 
keln und in der Haushaltswirtschaft des Bun- 
des oder in der Haushaltswirtschaft der Län- 
der ein so erheblicher Fehlbedarf entsteht 
oder entstehen wird, daß eine entsprechende 
Berichtigung des Beteiligungsverhältnisses am 
Aufkommen der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer zugunsten des Bundes 
oder zugunsten der Länder auch bei billiger 
Berücksichtigung der Deckungsbedürfnisse 
des anderen Teils geboten ist. 

(2) Werden den Ländern durch Bundes- 
gesetz zusätzliche Ausgaben auferlegt oder 
Einnahmen entzogen, ist das Beteiligungs- 
verhältnis am Aufkommen der Einkommen- 
steuer und der Körpersdiaftsteuer zugunsten 
der Länder zu ändern, wenn der T atbestand 
des Absatzes 1 gegeben ist. Werden den Län- 
dern durch Bundesgesetz für einen begrenz- 
ten Zeitraum einmalige Ausgaben auferlegt, 
kann durch Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, die Mehrbe- 
lastung auch durch Finanzzuweisungen des 
Bundes ausgeglichen werden; in dem Gesetz 
sind die Grundsätze für die Bemessung dieser 
Flnanzzuweisungen und für ihre Verteilung 
auf die Länder zu bestimmen. 

(3) Artikel 106 Absatz 3 Satz 1 gilt ent- 
sprechend. 

siehe Artikel 106 Absatz 3 


siehe Artikel 106 d 
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siehe Absatz 4 


(5) Werden den Ländern durch Bundes- 
gesetz zusätzliche Ausgaben aiiferlegt oder 
Einnahmen entzogen, sind der Bundesanteil 
und der Länderanteil an der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer zugunsten 
der Länder zu ändern, wenn und soweit sich 
das Bedarfsverhältnis (Absatz 3 Satz 1) zu 
Lasten der Länder erheblich geändert hat. Ist 
die Mehrbelastung der Länder auf einen 
kurzen Zeitraum begrenzt, kann sie durch 
Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, auch durch Finanzzuweisun- 
gen des Bundes ausgeglichen werden; in dem 
Gesetz sind die Grundsätze für die Bemessung 
dieser Finanzzuweisungen und für ihre Ver- 
teilung auf die Lander zu bestimmen. 

siehe Absatz 6 

(6) Der Steuerbedarf, die Einnahmen und 
die Ausgaben der Länder im Sinne dieses Ar- 
tikels umfassen auch den Steuerbedarf, die 
Einnahmen und die Ausgaben der Gemein- 
den (Gemeindeverbände). Die Landesgesetz- 
gebung bestimmt, ob und inwieweit das Auf- 
kommen der ausschließlichen Landessteuern 
und des Länderanteils an der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer den Ge- 
meinden (Gemeindeverbänden) zufließt. 

(7) Das Aufkommen von Steuern, die 
nach dem 31. März 1955 eingeführt werden, 
steht dem Bund zu. Es steht jedoch den Län- 
dern zu, wenn die Steuern den im Absatz 2 
bezeichneten Steuern gleichartig oder den 
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Entwurf 


Artikel 106 f 

(1) Das Aufkommen der ausschließlichen 
Landessteuern und der Länderanteil an den 
gemeinschaftlichen Steuern stehen den ein- 
zelnen Ländern Insoweit zu, als die Steuern 
von ihren Finanzbehörden vereinnahmt wer- 
den (örtliches Aufkommen). Durch Bundes- 
gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, können nähere Bestimmungen über 
die Abgrenzung und Zerlegung des örtlichen 
Aufkommens einzelner Steuern (Steueranteile) 
getroffen werden. 

(2) Durdi Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, ist ein ange- 
messener finanzieller Ausgleich zwischen lei- 
stungsfähigen und leistungsschwachen Län- 
dern sicherzustellen; hierbei sind auch die 
Finanzkraft und der Finanzbedarf der Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) zu berücksich- 
tigen. Dieses Gesetz kann eine von der Vor- 
schrift des Absatzes 1 Satz 1 abweichende Re- 
gelung treffen. Es kann ferner bestimmen, 
daß der Bund aus eigenen Mitteln oder aus 
Beiträgen der Länder (Ausgleichsbeiträgen) 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur 
ergänzenden Deckung ihres allgemeinen 
Finanzbedarfs (Ausgleichszuweisungen) ge- 
währt; In dem Gesetz sind die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung und die Grundsätze 
für die Bemessung der Ausgleichszuweisun- 
gen, gegebenenfalls audi die Voraussetzungen 
für die Leistung und die Grundsätze für die 
Bemessung der Ausgleldisbelträge zu be- 
stimmen.“ 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1955 in Kraft. 
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dort bezelchneten Steuerarten zuzurechnen 
sind oder wenn die Belastungswirkung der 
Steuern sich Im wesentlichen auf die einzel- 
nen Länder beschränkt; Absatz 6 Satz 2 gilt 
entsprediend. 

Artikel 107 

(1) Das Aufkommen der ausschließlichen 
Landessteuern und der Länderanteil an der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
stehen den einzelnen Ländern insoweit zu, 
als die Steuern von den Finanzbehörden in 
ihrem Gebiet vereinnahmt werden (örtliches 
Aufkommen). Durch Bundesgesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, können 
nähere Bestimmungen über die Abgrenzung 
und Zerlegung des örtlichen Aufkommens 
einzelner Steuern (Steueranteile) getroffen 
werden. 

(2) Durch Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. Ist ein ange- 
messener finanzieller Ausgleich zwischen 
leistungsfähigen und leistungsschwachen Län- 
dern sicherzustellen; hierbei sind auch die 
Finanzkraft und der Finanzbedarf der Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) zu berücksich- 
tigen. Dieses Gesetz kann bestimmen, daß 
der Bund aus eigenen Mitteln oder aus 
Beiträgen der Länder (Ausgleichsbeiträgen) 
einzelnen Ländern Zuweisungen zur ergän- 
zenden Deckung ihres allgemeinen Finanz- 
bedarfs (Ausgleichszuweisungen) gewährt; in 
dem Gesetz sind die Voraussetzungen für die 
Gewährung und die Grundsätze für die Be- 
messung der Ausgleichszuweisungen, gegebe- 
nenfalls auch die Voraussetzungen für die 
Leistung und die Grundsätze für die Bemes- 
sung der Ausgleichsbeiträge zu bestimmen.“ 


§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1955 in Kraft. 
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Anlage II 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Anpassung der Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern an die Finanzverfassung 
(Fin an zan passungsgeset z) 

- Drudisadie 480, Anlage II - 

mit den Besdilüssen des Aussdiusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Aussdiuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Län- 
dern an die Finanzverfassung 
(Finanzanpassungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausführung von Bundesgesetzen 

Sind Landesbehörden bei der Ausführung 
von Bundesgesetzen an Weisungen von Bun- 
desbehörden gebunden, deren Vollzug den 
Ländern oder Gemeinden (Gemeindeverbän- 
den) erhebliche Verwaltungsausgaben verur- 
sacht, kann gesetzlich bestimmt werden, daß 
der Bund Zuschüsse zu diesen Ausgaben lei- 
stet. 

§ 2 

Finanzverwaltung 

(1) Auf dem Gebiet der Steuer- und Zoll- 
verwaltung entfällt eine Beteiligung des Bun- 
des an den Ausgaben der Länder und Gemein- 
den (Gemeindeverbände) und eine Beteili- 
gung der Länder und Gemeinden (Gemeinde- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Län- 
dern an die Finanzverfassung 
(Finanzanpassungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 2 

Finanzverwaltung 

(1) Auf dem Gebiet der Steuer- und Zoll- 
verwaltung fallen eine Beteiligung des Bun- 
des an den Ausgaben der Länder und Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) und eine Be- 
teiligung der Länder und Gemeinden (Ge- 
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verbände) an den Ausgaben des Bundes. Die 
folgenden Vorschriften treten außer Kraft: 

1. § 6 Abs. 6, § 9 Abs. 2 Sätze 2 bis 5, § 13 
Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 34 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 448) 
in der Fassung des Zweiten Überleitungs- 
gesetzes vom 21. August 1951 (Bundesge- 
gesetzbl. I S. 774), 

2. § 204 Satz 2 und § 205 Abs. 2 Satz 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), 

3. das Gesetz über die Beiträge des Bundes 
zu den Stcuerverwaltungskosten der Län- 
der vom . . . (Bundesgesetzbl. IS. . ). 

(2) § 7 Abs. 3 des Dritten Überleitunes- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1) erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit und solange Finanzbehörden 
des Landes Berlin die dem Bund zustehen- 
den Zölle und Verbrauchsteuern verwalten, 
beteiligt sich der Bund an den persönlichen 
und sächlichen Verwaltungsausgaben dieser 
Behörden nach Maßgabe einer zwischen 
dem Bund und dem Land Berlin abzu- 
schließenden Verwaltungsvereinbarung.“ 


meindeverbände) an den Ausgaben des Bun- 
des weg. Die folgenden Vorschriften treten 
außer Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Das Gesetz über die Finanzverwaltung 
vom 6. September 1950 (Bundesgesetzbl. S- 448) 
in der Fassung des Zweiten Überleitungsge- 
setzes vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 774) wird wie folgt geändert: 

1. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Hilfeleistungen nach Absatz 1 
werden Entschädigungen nicht gewahrt. 
Jedoch sind Haft- und Transportkosten 
für Personen, die von Amtsträgern der 
Bundeszollverwaltung wegen Steuerver- 
gehen und wegen Zuwiderhandlungen ge- 
gen Ein-, Aus- und Durchfuhrbestimmun- 
gen vorläufig festgenommen worden sind, 
zu erstatten.“ 

2. § 34 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 
„4. die Verwaltung des Bundesanteils an 

der Einkommensteuer und der Kör- 
perschaftsteuer.“ 

(4) § 1 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes über die 
Finanz Verwaltung vom 15. Mai 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 293) erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Verwaltung des Bundes- 
anteils an der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer wirkt der Bundes- 
minister der Finanzen nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 mit.“ 
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E n t W' Li r f 
§ 3 

Lastenausgleich 

§ 6 Abs. 1 bis 3 des Lastenausgleichsgeset- 
zes vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) erhalten folgende Fassung: 

„(1) Die Länder einschließlich des Landes 
Berlin leisten an den Ausglcichsfonds bis 
auf weiteres, längstens bis zum 31. März 
1979, Zuschüsse in Hohe des Aufkom- 
mens an Vcrmogensteucr. 

(2) Übersteigt das Aufkommen an Ver- 
mögensabgabe, Hypothekengewinnabgabe 
und Kreditgewinnabgabe, auf das Rech- 
nungsjahr bezogen, den Betrag von 17<S5 
Millionen Deutsche Mark, mindern sich 
die Zusdiüsse nach Absatz 1 nm den 1 7vS5 
Millionen Deutsche Mark übersteigernde?/ 
Betrag des Aufkommens. Bei der Berech- 
nung des Aufkommens an Vermögensab- 
gabe, Hypothekengewinnabgabe und Kre- 
ditgewinnabgabe werden Beträge, die auf 
Grund der vorzeitigen Ablösung von La- 
stenausglciclisabgaben aufkommen, je mit 
5 vom Hundert als Aufkommen des Ab- 
lösungsjahres und der 19 folgenden Rech- 
nungsjahre angesetzt. Der Betrag, um den 
sich die Zuschüsse mindern, wird im Ver- 
hältnis der von den einzelnen Ländern für 
das betreffende Rechnungsjahr an den Aus- 
gleichsfonds zu leistenden Zuschüsse nufge- 
teilt. 

(3) Der Bund leistet an den Ausgleichs- 
fonds jährliche Zuschüsse von 410 Millio- 
nen Deutsche Mark. Diese Zuschüsse min- 
dern sich in dem Verhältnis, in dem sich 
der mit 890 Millionen Deutsche Mark ver- 
anschlagte Jahresaufwand des Ausgleichs- 
fonds für Unterhaltshilfe verringert.“ 

§ 4 

Kriegsfolgelasten 

(1) Das Erste Überleitungsgesetz in der 
Fassung vom 21. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 779) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Ziff. 1 bis 6 erhalten fblgende 
Fassung: 

„(1) Der Bund trägt nach Maßgabe der 
§§ 21 und 21 a: 

1. die Aufwendungen für Besatzungskosten 

und Auftragsausgaben (§ 5), 

2. die in § 6 buzeichneten Aufwendungen, 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 3 


Lastenausglcich 


§ 6 Abs. 1 bis 3 des Lastenausgleichsgeset- 
zes vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. T 
S. 446) erhalten folgende Fassung: 


„(1) Der Bund leistet an den Ausgleichs- 
fonds bis auf weiteres, längstens bis zum 
31. März 1979, Zuschüsse in Höhe des Auf- 
kommens an Vermögensteuer. 


(2) Übersteigt das Aufkommen an Ver- 
mögensabgabe, Hypothekengewinnabgabe 
und Kreditgewinnabgabe, auf das Rech- 
nungsjahr bezogen, den Betrag von 
1 785 Millionen Deutsche Mark, mindern 
Sich die Zuschüsse nach Absatz 1 um den 
Betrag des Aufkommens, der 1 785 Millio- 
nen Deutsche Mark übersteigt. Bei der Be- 
rechnung des Aufkommens an Vermögens- 
abgabe, Hypothekengewinnabgabe und 
Kreditgewinnabgabe werden Beträge, die 
auf Grund der vorzeitigen Ablösung von 
Lastcnausgleichsabgaben aufkommen, je 
mit 5 vom Hundert als Aufkommen des 
Ablösungsjahres und der 19 folgenden 
R e c! in u n g s j a h r e a n g e s c t z t . 


(3) unverändert 


§ 4 

Kricgsfolgclasten 

(1) Das Erste Übcrleitungsgesetz in der 
Fassung vom 21. August 19M (Bundesge- 
setzbl. I S. 779) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

3. die Aufwendungen für die Kriegsfolgen- 
hilfe (§§ 7 bis 13); für die in § 7 Abs. 2 
Ziff. 3 bezeichneten Personen tragt der 
Bund nur 75 vom Hundert der Für- 
sorgekosten (§§ 8 bis 10), 

4. die Aufwendungen für die Umsiedlung 
Heimatvertriebener und für die Aus- 
wanderung von Kriegsfolgenhilfe-Emp- 
fängern (§§ 14 und 14 a), 

5. die Aufwendungen für die Rückführung 
von Deutschen (§ 15), 

6. die Aufwendungen für Grenzdurchgangs- 
lager (§ 16),‘‘ 

2. § 1 Abs. 1 Ziff. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. die Aufwendungen für Kriegsbeschä- 
digte, Kriegshinterbliebene, ihnen gleich- 
gestellte Personen und für Angehörige 
von Kriegsgefangenen sowie die Auf- 
wendungen der sozialen Fürsorge für 
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterblie- 
bene nach den §§ 25 bis 27 des 

Bundesversorgungsgesetzes vorn 20. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) 
und nach den §§ 19 bis 32 der Reichs- 
grundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge in 
der Fassung vom 20. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 967) und der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht in der 
Fassung vom 20. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 967),“ 

3. In § 1 Abs. 3 

a) werden in Ziff. 1 die Worte „85 vom 
Hundert derjenigen persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten“ ersetzt 
durch die Worte „diejenigen persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungsko- 
sten“, 

b) erhält Ziff. 2 folgende Fassung: 

„2. bei den In Abs. 1 Ziff. 8 genannten 
Aufwendungen die Kosten für Bau- 
vorhaben, die vor dem 1. April 1955 
für Rechnung des Bundes begonnen, 
aber noch niclrt beendet worden 
sind.“ 

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die Länder oder Gemeinden 
(Gemeindeverbände) Ausgaben für die in 
§ 1 Abs. 1 aufgeführten Sachgebiete gemäß 
§ 21 für Rechnung des Bundes leisten, gel- 
ten die Vorschriften über das Haushalts- 
recht des Bundes. Die für die Ausführung 
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2. § 1 Abs. 1 Ziff. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. die Aufwendungen für Krlegsbesdiä- 
digte, Kriegshinterbliebene, ihnen 
gleicligestellte Personen und für Ange- 
hörige von Kriegsgefangenen sowie die 
Aufwendungen der sozialen Fürsorge 
für Kriegsbesdrädigte und Kriegshin- 
terbliebene nadi den §§ 25 bis 27 des 
Bundesversorgungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 7. August 1953 (Bundesge- 
sctzbl. I S. 866) und nada den §§ 19 bis 
32 der Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge in der Fassung vom 20. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 967) und der 
Verordnung über die Fürsorgepflicht 
in der Fassung vom 20. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 967),“ 

3. unverändert 


4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die Länder oder Gemeinden 
(Gemeindeverbände) Ausgaben für die in 
§ 1 Abs. 1 aufgeführten Sachgebiete nach 
§ 21 für Rechnung des Bundes leisten, gel- 
ten die Vorschriften über das Haushalts- 
rccht des Bundes. Die für die Ausführung 
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des Haushalts verantwortlichen Bundesbe- 
hörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden über- 
tragen. Die obersten Landesbehörden sind 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Verwal- 
tung der Bundesmittel an die Weisungen 
der obersten Bundesbehörden gebunden. 
Der Vollzug der Weisungen ist durch die 
obersten Landesbehörden sicherzustellen.“ 


5. § 9 Abs. 2 wird gestrichen. 

6. § 11 Abs. 3 wird gestrichen. 

7. In den §§ 14 und 14 a werden die Worte 
„nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 Ziff. 4“, in 
§ 15 die Worte „nach Maßgabe des § 1 
Abs. 1 Ziff. 5“, in § 16 die Worte „nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 1 Ziff. 6“ gestrichen. 

8. In § 21 wird 

a) in Satz 1 hinter den Worten „Abs. 1“ 
eingefügt: „Ziff. 1, 2, 7 bis 10“; 

b) folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 
gilt auch für die in § 1 Abs. 1 Ziff. 3 
zweiter Halbsatz bezeichneten Aufwen- 
dungen.“ 

9. Hinter § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

4 21a 

(1) Die Aufwendungen für die in § 1 
Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 aufgeführten Sachge- 
biete werden vom Bund durch Leistung 
von Pauschbeträgen an die Länder abgegol- 
ten. Dies gilt nicht für die in § 1 Abs. 1 
Ziff. 3 zweiter Halbsatz bezeichneten Für- 
sorgekosten und für die Aufwendungen, 
die außerhalb des Bundesgebietes entstehen. 

(2) Der einem Land nach Absatz 1 zu- 
stehende Pauschbetrag wird nach einem 
Grundbetrag errechnet. Der Grundbetrag 
eines Landes ist die Summe der im Rech- 
nungsjahr 1953 in seinem Gebiet entstan- 
denen Aufwendungen (Absatz 1). Hierbei 
werden die Aufwendungen für die in § 10 
bezeichneten Sachgebiete mit 110 vom 
Hundert angesetzt; zu den Aufwendun- 
gen in diesem Sinne gehören auch die Auf- 
wendungen für die In § 7 Abs. 2 Ziff. 3 
bezeichneten Personen, 
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des Haushalts verantwortlichen Bundesbe- 
hörden können Ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden über- 
tragen, und zulassen, daß auf die für Rech- 
nung des Bundes zu leistenden Ausgaben 
die landesrechtlichen Vorschriften über die 
Kassen- und Buchführung der zuständigen 
Landes- und Gemeindebehörden angewen- 
det werden. Die obersten Landesbehörden 
sind in der wirtschaftlichen Verwaltung der 
Bundesmittel an die Weisungen der ober- 
sten Bundesbehörden gebunden. Der Voll- 
zug der Weisungen ist durch die obersten 
Landesbehörden sicherzustellen.“ 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 


8. u n V e r ä n d e r t 


9. Hinter § 21 wird folgender § 21a einge- 
fügt: 

4 21 a 

(1) unverändert 


(2) Der einem Land nach Absatz 1 zu- 
stehende Pauschbetrag wird nach einem 
Grundbetrag errechnet. Der Grundbetrag 
eines Landes ist die Summe der in den 
Monaten Juli 1953 bis Juni 1954 in seinem 
Gebiet entstandenen Aufwendungen (Ab- 
satz 1), Hierbei werden die Aufwendungen 
für die in § 10 Ziff. 1, 2, 3 a und 3 c be- 
zeichneten Sachgebiete mit 110 vom Hun- 
dert angesetzt; zu den Aufwendungen in 
diesem Sinne gehören auch die Aufwen- 
dungen für die in § 7 Abs. 2 Ziff. 3 be- 
zeichneten Personen. 
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(3) Maßgebend für die Errechnung der 
Grundbeträge sind die nach den Vorsdirif- 
ten dieses Gesetzes für das Rechnungsjahr 
1953 verrechneten und von den Landesab- 
rechnungsstellen als sachlich richtig bestä- 
tigten Aufwendungen. Erhebt der Bundes- 
rechnungshof auf Grund seiner Prüfung 
Erinnerungen, gelten § 20 Abs. 1 Sätze 2 
und 3 und Abs. 2 entsprechend. 

(4) Der Pauschbetrag beträgt in vom 
Hundert des Grundbetrages: 

im Rechnungsjahr 1955: 100 

im Rechnungsjahr 1956: 95 

im Rechnungsjahr 1957: 90 

im Redinungsjahr 1958: 80 

im Rechnungsjahr 1959: 70 

im Rechnungsjahr 1960: 60 

im Rechnungsjahr 1961: 50 

im Rechnungsjahr 1962: 40 

im Rechnungsjahr 1963: 30 

im Rechnungsjahr 1964: 20 


Ab 1. April 1965 entfällt die Leistung von 
Pauschbeträgen. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen 
finden auf die ab 1. April 1955 geleisteten 
Ausgaben und eingegangenen Einnahmen 
im Sinne des Absatzes 1 Anwendung. Die 
Pauschbeträge sind den Ländern in monat- 
lichen Teilbeträgen zu überweisen; die 
Länder überweisen die Pauschbeträge den 
Landes- und Bezirksfürsorgeverbänden zur 
Deckung der von ihnen zu gewährenden 
Leistungen der Kriegsfolgenhilfe. 

(6) Die Bundesregierung setzt die Höhe 
der den einzelnen Ländern nach den vor- 
stehenden Bestimmungen zustehenden 
Pauschbeträge durch Rechtsverordnung 
fest, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. Wird die Rechtsverordnung nicht 
vor dem 1. April 1955 verkündet, trifft 
der Bundesminister des Innern Im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen die zur Leistung von Abschlags- 
zahlungen erforderlichen einstweiligen An- 
ordnungen. 

(7) Führt die politische oder wirtschaft- 
liche Entwicklung im Bundesgebiet zu einer 
erheblichen Steigerung oder Minderung 
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(3) Maßgebend für die Errechnung der 
Grundbeträge sind die nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes für die Monate Juli 1953 
bis Juni 1954 verrechneten und von den 
Landesabrechnungsstellen als sachlich rich- 
tig bestätigten Aufwendungen. Erhebt der 
Bundesrechnungshof auf Grund seiner Prü- 
fung Erinnerungen, gelten § 20 Abs. 1 
Sätze 2 und 3 und Abs. 2 entsprechend. 

(4) Der Pauschbetrag beträgt in vom 
Hundert des Grundbetrages: 

im Rechnungsjahr 1955: 100 

im Rechnungsjahr 1956: 95 

im Rechnungsjahr 1957: 90 

im Rechnungsjahr 1958: 85 

im Rechnungsjahr 1959: 80 

im Rechnungsjahr 1960: 75 

im Rechnungsjahr 1961: 70 

im Rechnungsjahr 1962: 65 

im Rechnungsjahr 1963: 60 

im Rechnungsjahr 1964: 55 

im Rechnungsjahr 1965: 45 

im Rechnungsjahr 1966: 35 

im Rechnungsjahr 1967: 25 

im Rechnungsjahr 1968: 15 

Ab 1. April 1969 fällt die Leistung von 
Pauschbeträgen weg. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen 
gelten für die ab 1. April 1955 geleisteten 
Ausgaben und eingegangenen Einnahmen 
im Sinne des Absatzes 1. Die Pauschbeträge 
sind den Ländern in monatlichen Teilbe- 
trägen zu überweisen; die Länder über- 
weisen die Pauschbeträge den Landes- und 
Bezirksfürsorgeverbänden zur Deckung 
der von ihnen zu gewährenden Leistungen 
der Kriegsfolgenhilfe. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


20 



Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


der im Absatz 1 bezeichneten Aufwendungen, 
sind die Pauschbeträge durch Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung, die der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, dieser Ände- 
rung anzupassen.“ 

(2) § 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Umsied- (2) unverändert 

lung von Heimatvertriebenen aus den Län- 
dern Bayern, Niedersachsen und Schleswig- 

Holstein in der Fassung vom 23. September 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 637) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Der Bund trägt die Kosten der Um- 
siedlung nach Maßgabe der §§14 und 21 a 
des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fas- 
sung des Finanzanpassungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .). Für die 

Kosten bis zum Reiseziel ist das Abgabe- 
land, für die weiteren Kosten das Aufnah- 
meland verantwortlich.“ 

(3) Der Bund trägt die in § 45 des Kriegs- (3) unverändert 

gefangenenentschädlgungsgesetzes vom 30, Ja- 
nuar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5) bezeich- 
neten Aufwendungen In dem gleichen Um- 
fange wie die In § 1 Abs. 1 ZIff. 3 zweiter 

Halbsatz des Ersten Überleitungsgesetzes In 
der Fassung de 5 Finanzanpassungsgesetzes 

vom (Bundesgesetzbl. IS,...) 

genannten Aufwendungen. 


(4) § 5 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) wird gestrichen. 


S 4a 

Behörden der Kriegsopferversorgung 

(1) Das Gesetz über die Errichtung der 
Verwaltungsbehörden der Kriegsopferver- 
sorgung vom 12. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 169) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Versorgung der Kriegsopfer 
wird von Versorgungsämtern und Lan- 
desversorgungsämtern sowie von der in 
§ 2 a bezeichneten Bundesoberbehörde 
durchgeführt.“ 
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2. § 2 Ziff. 3 und 4 werden gestridien. 

3. Hinter § 2 wird folgender § 2 a einge- 
fügt: 


„§ 2 a 

Eine Bundesoberbehörde der Kriegs- 
opferversorgung wird errichtet für 

1. die Versorgung der Kriegsopfer im 
Ausland, 

2. die im Ausland belegenen Heil- 
anstalten, 

3. die Prüfung und Beschaffung der 
Heil- und Hilfsmittel, 

4. die Krankenbuchlagerung.“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

Der bisherige § 3 wird Absatz 1. Hinter 
Absatz 1 ist folgender Absatz 2 einzu- 
fügen: 

„(2) Die in § 2a bezeichnete Bundes- 
oberbehörde untersteht der für die 
Kriegsopferversorgung zuständigen ober- 
sten Bundesbehörde,“ 


S 5 


Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung 


§ 77 des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsoziali- 
stischen Verfolgung vom 18. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1387) erhält folgende 
Fassung: 

4 77 

(1) Die durch dieses Gesetz begründeten 
Entschädigungslasten werden bis auf wei- 
teres von den Ländern getragen. 

(2) Der Bund erstattet den Ländern 
75 vom Hundert des ihnen nach § 8 Abs. 1 

§§ 71, 23 Abs. 2 und §§ 67 bis 76 
erwachsenen Aufwandes.“ 


§ 5 

Entschädigung 

für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung 

(1) § 77 des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsoziali- 
stischen Verfolgung vom 18. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1387) erhält folgende 
Fassung: 

4 77 

(1) Die durch dieses Gesetz begründeten 
Entschädigungslasten werden von den Län- 
dern getragen. 

(2) Der Bund erstattet den Ländern 75 
vom Hundert des ihnen durch die Leistun- 
gen an heimatlose Ausländer und nach §§ 21 , 
23 Abs. 2, §§ 67 bis 76 erwachsenen Auf- 
wandes.“ 

(2) Bis zum 31. März 1955 ist § 77 Abs. 2 
des Bundesergänzungsgesetzes in der bisheri- 
gen Fassung anzuwenden. 
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S 6 

Bundesstatistiken 

§ 8 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1314) erhält folgende Fas- 
sung: 

4 8 

Die Kosten der Bundesstatistiken wer- 
den, soweit sie bei den Bundesbehörden 
entstehen, vom Bund, im übrigen von den 
Ländern getragen." 


§ 7 

Ablieferung von Steuereinnahmen 

(1) Die Finanzämter liefern die bei ihnen 
cingegangenen, nach Artikel 106 Nr. 3 bis 7 
und Artikel 106 c Abs. 2 des Grundgesetzes 
dem Bund zustehenden Einnahmen täglich 
an die Bundeshauptkasse ab. Der Bundes - 
minister der Finanzen kann zur Verein- 
fachung des Verwaltungsverfahrens die Ab- 
lieferung der Einnahmen anderweitig regeln. 

(2) Die FlauptzoHämter (Zollämter) lie- 
fern die bei ihnen eingegangenen, nach Ar- 
tikel 106 Z? Nr. 5 des Grundgesetzes den Län- 
dern zustehenden Einnahmen aus der Bier- 
steuer täglich an die von den obersten Finanz- 
behörden der Länder bestimmten Kassen ab. 
Die obersten Finanzbehörden der Länder 
können zur Vereinfachung des Verwaltungs- 
Verfahrens die Ablieferung der Einnahmen 
anderweitig regeln. 


§ 8 

Auskunftspflicht 

Die zuständigen Bundesbehörden und Lan- 
desbehörden sind verpflichtet, sich gegen- 
seitig die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und auf 
Verlangen die sachliche Richtigkeit der Aus- 
künfte von der obersten Rechnungsprüfungs- 
behörde bestätigen zu lassen. 


§ b 


unverändert 


Ablieferung 


§ 7 

von Steuereinnahmen 


(1) Die Finanzämter liefern die bei 
ihnen eingegangenen, nach Artikel 106 
des Grundgesetzes dem Bund zustehenden 
Einnahmen täglich an die Bundeshauptkasse 
ab. Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Vcreinfadiung des Verwaltungsverfahrens 
die Ablieferung der Einnahmen anderweitig 
regeln. 


(2) Die Hauptzollämter (Zollämter) liefern 
die bei. ihnen eingegangenen, nach Artikel 106 
des Grundgesetzes den Ländern zustehen- 
den Einnahmen aus der Biersteuer täglich 
an die von den obersten Finanzbehör- 
den der Länder bestimmten Kassen ab. Die 
obersten Finanzbehörden der Länder können 
zur Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens 
die Ablieferung der Einnahmen anderweitig 
regeln. 


§ 8 


unverändert 


§ 8a 

Überleitung 

(1) Soweit nach dem Finanzverfassungs- 
gesetz und nach diesem Gesetz Einnahmen 
und Ausgaben vom Bund auf die Länder und 
von den Landern auf den Bund übergehen, 
stehen die nach dem 31. März 1955 eingehen- 
den Einnahmen dem neuen Einnahmeberech- 
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tigten zu und fallen die nach dem 31. März 
1955 zu leistenden Ausgaben dem neuen Aus- 
gabenträger zur Last. 

(2) Soweit die Länder ihre Zuschuß- 
verpflichtungen gegenüber dem Lastenaus- 
gleichsfonds für die Zeit bis zum 31. März 
1955 nicht erfüllt haben, fallen ihnen diese 
Ausgaben auch nach dem 31. März 1955 zur 
Last. 


S 9 


Außerkrafttreten von Gesetzen 


Das Gesetz über den Finanzausgleich zwi- 
schen Reich, Ländern und Gemeinden 
(Finanzausgleichsgesetz) In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. April 1926 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 203) und die dazu ergangenen 
Änderungsgesetze treten, soweit sie Bundes- 
recht geworden sind, außer Kraft. 


S 10 

Neufassung von Gesetzen 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Finanzverwal- 
tung und das Erste Überleitungsgesetz in der 
erstmals für das Rechnungsjahr 1955 anzu- 
wendenden Fassung mit neuem Datum und 
In neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen. 
Dabei können die geltenden Vorschriften zu- 
sammengefaßt und soweit geändert werden, 
als es notwendig ist, um Unstimmigkeiten 
des Gesetzestextes zu beseitigen. 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

unverändert 


S 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der In diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz Ist erstmals für das Rech- 
nungsjahr 1955 anzuwenden; es tritt am 
1. Januar 1955 In Kraft. 


§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz ist, soweit § 5 Abs. 2 nichts 
anderes bestimmt, erstmals für das Rech- 
nungsjahr 1955 anzuwenden; es tritt am 
1. Januar 1955 in Kraft. 
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Anlage III 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über den Finanzausgleich unter den Ländern 

(Länderfinanzausgleichsgesetz) 

- Drucksache 480, Anlage III - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich unter den Ländern 
(Länderfinanzausgleichsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsleistungen 

(1) Zur Durchführung des Finanzausgleichs 
unter den Ländern (Artikel 106 f Abs. 2 des 
Grundgesetzes) leisten die ausgleichspflichti- 
gen Länder Ausgleichsbeiträge an den Bund. 
Der Bund verwendet die Ausgleichsbeiträge 
zur Leistung von Ausgleichszuweisungen an 
die ausgleichsberechtigten Länder. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge und die Aus- 
gleichszuweisungen werden nicht in den Bun- 
deshaushaltsplan eingestellt. 

§ 2 

Ausglcichspflichtlge und ausgleichsberechtigtc 
Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, de- 
ren Steuerkraftmeßzahl In dem Rechnungs- 
jahr, für das der Ausgleich durchgeführt wird 
(Ausgleichsjahr), ihre Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt. 
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Entwurf eines Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich unter den Ländern 
(Länderfinanzausgleichsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ ^ 

Ausgleichsleistungen 

(1) Zur Durchführung des Finanzausgleichs 
unter den Ländern (Artikel 107 des 
Grundgesetzes) leisten die ausgleichspflichti- 
gen Länder Ausgleichsbeiträge an den Bund. 
Der Bund verwendet die Ausgleichsbeiträge 
zur Leistung von Ausgleichszuweisungen an 
die ausgleichsberechtigten Länder. 

(2) entfällt 
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(2) Ausglclchsbercditigt sind die Länder, 
deren Steuerkraftmeßzahl im Ausgleidisjahr 
95 vom Himdert ihrer Ausgleichsmeßzahl 
nicht erreidit. 

S 3 

Steuerkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Steuerkraftmeßzahl eines Landes 
ist die Summe seiner Steuereinnahmen (§ 4) 
und der Realsteuereinnahmen seiner Gemein- 
den (S 5), vermindert um die Beträge zur 
Abgeltung von Sonderbelastungen (§ 6). 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist 
die mit seiner veredelten Einwohnerzahl 
(§ 7) vervielfachte bundesdurchschnittliche 
Steuerkraftmeßzahl je Einwohner. 

§ 4 

Steuereinnahmen der Länder 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gel- 
ten die ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen 
Einnahmen aus den aussdiließlichen Landes- 
steuern (Art. 106 ^ des Grundgesetzes) mit 
Ausnahme der Totalisatorsteuer, der Real- 
steuern sowie der Steuern mit örtlich beding- 
tem Wirkungskreis und aus dem Landes- 
anteil an den gemeinschaftlichen Steuern 
(Art. 106 c Ahs, 2 des Grundgesetzes). 

(2) Von den Einnahmen eines Landes aus 

der Vermögensteuer werden die Beträge ab- 
gesetzt, die das Land als Zuschuß nach § 6 
Abs. 1 und 2 des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 446) in der Fassung des § 3 des Finanzan- 
passungsgesetzes vom 1954 (Bundes- 

gesetzbl. I S. . . .) im Ausgleichsjahr an den 
Ausgleichsfonds geleistet hat. 

(3) Von den Einnahmen eines Landes aus 
seinem Anteil an der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer werden die Beträge 
abgesetzt, die das Land noch nach den Vor- 
schriften des Zerlegungsgesetzes vom 29. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 225) im Aus- 
gleichsjahr an andere Länder geleistet hat 
(§ 15). Beträge, die das Land nach diesen 
Vorschriften im Ausgleichsjahr noch von an- 
deren Ländern erhalten hat, werden zuge- 
setzt. 

§ 5 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- 
den eines Landes gelten die nach Absatz 5 
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§ 4 

Steuereinnahmen der Länder 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gel- 
ten die ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen 
Einnahmen aus den ausschließlichen Landes- 
steuern (Art. 106 Abs. 2 des Grundgesetzes) 
mit Ausnahme der Totalisatorsteuer, der Real- 
steuern sowie der Steuern mit örtlich beding- 
tem Wirkungskreis und aus dem Landes- 
anteil an der Einkommensteuer und der Kör- 
pcrschaftstcucr (Art. 106 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes). 

(2) entfällt 


(3) unverändert 


§ 5 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemein- 
den eines Landes gelten die nach Absatz 5 
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rf 
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herabgesetzten Steuerkraftzahlen der Grund- 
steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital, die für das dem Ausgleichsjahr 
Nox^xigegangene Rechiyngsjahr ermittelt 
sind. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt; 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
mit 160 vom Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer 
von den Grundstücken 

die ersten 12 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 160 vom Hundert, 

die weiteren 48 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 180 vom Hundert, 

die weiteren 90 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 200 vom Hundert, 

die weiteren 100 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 225 vom Hundert, 

die 250 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde mit 

250 vom Hundert; 

3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital ml^ 250 vom Hundert. 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem 
Rechnungsjahr, das dem Ausgleichsjahr vor- 
angeht, geteilt durch die in diesem Rech- 
nungsjahr in Geltung gewesenen Hebesätze. 

(3) Für die Errechnung der Steuerkraft- 
zahlen eines Landes ist die Summe der 
Grundbeträge maßgebend, die das Statistische 
Bundesamt nach dem Ergebnis der Gemeinde- 
finanzstatistik festgestellt hat. Bei der Steiier- 
kraftzahl der Grundsteuer von den Grund- 
stücken wird 


a) für jede Gemeinde 

bis 2 000 Einwohner 


b) für jede Gemeinde 

über 2 000 bis 

c) für jede Gemeinde 

über 3 000 bis 

d) für jede Gemeinde 

über 5 000 bis 
c) für jede Gemeinde 
über 10 000 bis 
f) / ür jede Gemeinde 
über 20 000 bis 


3 000 Einwohner 
5 000 Einwohner 
10 000 Einwohner 
20 000 Einwohner 
50 000 Einwohner 


herabgesetzten Steuerkraftzahlen der Grund- 
steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital, die für das Rechnungsjahr er- 
mittelt sind, das dem Ausgleichsjahr voran- 
geht. 

(2) unverändert 


(3) Für die Errechnung der Sreuerkraft- 
zahlen eines Landes ist die Summe der 
Grundbeträge maßgebend, die das Statistische 
Bundesamt nach dem Ergebnis der Gemeinde- 
finanzstatistik festgestellt hat. Bel der Grund- 
steuer von den Grundstücken gilt für alle 
Gemeinden einer Gemeindegruppe einheitlich 
der im Durchschnitt auf eine Gemeinde der 
Gruppe entfallende Grundbetrag; maßgebend 
sind die folgenden Gemeindegruppen: 


a) Gemeinden 

bis 2 000 Einwohner 


b) Gemeinden 

über 2 000 bis 

c) Gemeinden 

über 3 000 bis 

d) Gemeinden 

über 5 000 bis 
c) Gemeinden 

über 10 000 bis 
f) Gemeinden 

über 20 000 bis 


3 000 Einwohner 
5 000 Einwohner 
10 000 Einwohner 
20 000 Einwohner 
50 000 Einwohner 
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g) für jede Gemeinde 

über 50 000 bis 100 000 Einwohner 

h) für jede Gemeinde 

über 100 000 Einwohner 

der im Durchschnitt der Gemeindegruppc 
auf eine Gemeinde entfallende Grundbetrag 
zugrunde gelegt. 

(4) Durch Rechtsverordnung des Bundcs- 
minlsters der Finanzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, können bei der Er- 
rechnung der Steuerkraftzahlen Ungleichhei- 
ten ausgeglichen werden, die sich aus einer 
unterschiedlichen Einheitsbewertuiig des 
Grundbesitzes im Bundesgebiet ergeben. 

(5) Die nach Absatz 1 bis 4 erredineten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, der 
Grundsteuer von den Grundstücken und der 
Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital wer- 
den je für sich nach einem für alle Lander 
einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte des 
Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden 
aus der Grundsteuer von den land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben, aus der Grund- 
steuer von den Grundstücken und aus der 
Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsum- 
mensteuer in dem Kalenderjahr eingenom- 
men haben, das in dem Ausgleichsjahr endet. 

§ 6 

Sonderbelastungen 

(1) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, 
die den Ländern Bremen und Hamburg aus 
der Unterhaltung ihrer Seehäfen erwachsen, 
werden die nach §§ 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen dieser Länder um 5 vom 
Hundert gekürzt. 

(2) Zur Abgeltung der übermäßigen Be- 
lastungen des Landes Schleswig-Holstein 
werden die nach §§" 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen dieses Landes um 10 vom 
Hundert gekürzt. 

S 7 

Einwohnerzahl 

Zur Ermittlung der Ausgleichsmeßzahl 
eines Landes wird von seiner Einwohnerzahl 
(Wohnbevölkerung) ausgegangen, die das 
Statistische Bundesamt am 30. September des 
Ausgleichsjahres festgestellt hat. Die Einwoh- 
nerzahlen der Gemeinden eines Landes wer- 
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g) Gemeinden 

über 50 000 bis 100 000 Einwohner 

h) Gemeinden 

über 100 000 Einwohner. 


(4) Durch Reditsverordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, können bei der Er- 
rechnung der Steuerkraftzahlen Ungleichhei- 
ten ausgeglichen werden, die sich aus einer 
verschiedenen Einheitsbewertung des Grund- 
besitzes im Bundesgebiet ergeben. 

(5) unverändert 


§ 6 

( 1 ) unverändert 


(2) Zur Abgeltung der übermäßigen Be- 
lastungen des Landes Schleswig-Holstein 
werden die nach §§ 4 und 5 ermittelten 
Steuereinnahmen dieses Landes um 17,5 vom 
Hundert gekürzt. 

§ 7 

unverändert 
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den mit den folgenden Ansätzen je Einwoh* 
ner gewertet: 

die ersten 5 000 Einwohner einer 
Gemeinde mit 100 vom Hundert, 

die weiteren 15 000 Einwohner einer 
Gemeinde mit 110 vom Hundert, 

die weiteren 80 000 Einwohner einer 
Gemeinde mit 120 vom Hundert, 

die weiteren 400 000 Einwohner einer 
Gemeinde mit 130 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Einwohner einer 
Gemeinde mit 140 vom Hundert, 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde 
mit 150 vom Hundert. 

Die hiernach erredineten überhöhten Ein- 
wohnerzahlen werden nach einem für alle 
Länder einheitlichen Hundertsatz soweit er- 
mäßigt, daß die Summe die wirkliche Ein- 
wohnerzahl des Bundesgebietes ergibt. 

§ B 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen und 
der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der aus- 
gleidisberechtigten Länder werden mit ge- 
staffelten Hundertsätzen von den Beträgen 
errechnet, um die ihre Steuerkraftmeßzahl 
hinter 95 vom Hundert ihrer Ausgleichsmeß- 
zahl zurückbleibt. Hierbei werden angesetzt: 

1. der Betrag, der an 80 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

100 vom Hundert, 

2. der Betrag, der von 80 bis 90 vom Hun- 
dert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

75 vom Hundert, 

3. der Betrag, der von 90 bis 95 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

50 vom Hundert. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichs- 
pflichtigen Länder werden mit einem einheit- 
lichen Hundertsatz von den Beträgen er- 
rechnet, um die Ihre Steuerkraftmeßzahl 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. Der Hun- 
dertsatz wird so bemessen, daß die Summe 
der Ausgleichsbeiträge mit der Summe der 
Ausgleichszuweisungen übereinstimmt. 


§ B 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen und 
der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der aus- 
gleichsberechtigten Länder werden mit ge- 
staffelten Hundertsätzen von den Beträgen 
errechnet, um die ihre Steuerkraftmeßzahl 
hinter 95 vom Hundert ihrer Ausgleichsmeß- 
zahl zurückbleibt. Hierbei werden angesetzt: 

1. der Betrag, der an 80 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

100 vom Hundert, 


2. der Betrag, der von 80 bis 90 vom Hun- 
dert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

70 vom Hundert, 


3. der Betrag, der von 90 bis 95 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 

50 vom Hundert. 


(2) unverändert 
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(3) Die Ausgleichsbeiträge der Hansestädte 
werden um den Betrag herabgesetzt, um den 
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ihre Steuerkraftmeßzahl nach Abzug ihres 
Ausgleichsbeitrages (Absatz 2) kleiner ist 
als der nach Absatz 4 zu errechnende Ver- 
gleichsbetrag. Bei der Ermittlung der Steuer- 
fcraftmeßzahl werden die Landessteuerein- 
nahmen nach § 4, die ungekürzten Real- 
steuereinnahmen nach § 5 Abs. 1 bis 4 im 
Ausgleichsjahr und die Beträge zur Abgel- 
tung der Sonderbelastungen nach § 6 Abs. 1 
angesetzt. 

(4) Der Vergleichsbetrag ist die Summe der 

auf den Einwohner entfallenden, um die 
Ausgleichsbeiträge (Absatz 2) verminder- 
ten Steuereinnahmen (§ 4) der Länder 

Baden-Württemberg und Nordrhein-West- 
falen und der auf den Einwohner entfallen- 
den ungekürzten Realsteuereinnahmen (§ 5 
Abs. 1 bis 4) der Städte Stuttgart und Köln 
im Ausgleichsjahr, vervielfacht mit der Ein- 
wohnerzahl der Hansestadt. § 7 Satz 1 gilt 
entsprechend. 

(5) Der nach Absatz 3 ausfallende Betrag 
wird von den ausgleichspflichtigen Ländern, 
auf die Absatz 3 keine Anwendung findet, 
nach Maßgabe des Absatzes 2 zusätzlich auf- 
gebracht. 


§ 9 


Feststellung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 


Der Bundesminister der Finanzen stellt 
nadi Ablauf des Ausgleichsjahres die endgül- 
tige Höhe der Ausgleichszuweisungen und der 
Ausgleichsbeiträge durch Reditsverordnung 
fest, die der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. 


§ 10 

Vollzug des Finanzausgleichs während des 
Ausgleichsjahres 

(1) Der Finanzausgleich wird während des 
Ausgleichsjahres auf Grund vorläufiger Be- 
messungsgrundlagen vollzogen. Die vorläu- 
figen Ausgleichszuweisungen und die vor- 
läufigen Ausgleichsbeiträge werden nach den 
Vorschriften der §§ 1 bis 8 ermittelt; jedoch 
werden zugrunde gelegt: 

1. dle Steuereinnahmen der Länder (§ 4) in 
dem Kalenderjahr, das dem Ausgleichsjahr 
vorausgeht; 

2. die Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) nach den Steuergrundbeträgen, die das 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

Vollzug des Finanzausgleichs während des 
Ausgleichsjahres 

(1) Der Finanzausgleich wird während des 
Ausgleichsjahres auf Grund vorläufiger Be- 
messungsgrundlagen vollzogen. Die vorläu- 
figen Ausgleichszuweisungen und die vor- 
läufigen Ausgleichsbeiträge werden nach den 
§§ 1 bis 8 ermittelt; jedoch werden zugrunde 
gelegt: 

1 . u n V e r ä n d e r t 


2, die Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) nach den Steuergrundbeträgen, die das 
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Statistische Bundesamt zuletzt festgestellt 
hat; die nach diesen Steuergrundbeträgen 
ermittelten Steuerkraftzahlen werden nach 
den Vorschriften des § 5 Abs. 5 auf die 
Hälfte der Beträge herabgesetzt, die die 
Gemeinden aus den Realsteuern in dem 
Kalenderjahr eingenommen haben, das in 
dem dem Ausgleichsjahr vorausgehenden 
Rechnungsjahr endet; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 7), die das Stati- 
stische Bundesamt am 30. September des 
Jahres festgestellt hat, das dem Ausgleichs- 
jahr vorausgeht. 

(2) Ergibt sich im Laufe des Ausgleichs- 
Jahres, daß die Steuereinnahmen oder die 
Einwohnerzahlen der Länder im Verhältnis 
zueinander eine wesentlich andere Entwick- 
lung nehmen als im vorausgegangenen Ka- 
lenderjahr, kann die vorläufige Bemessung 
der Ausgleichsleistungen dieser Entwicklung 
angepaßt werden (§11 Abs. 5). 

§ 11 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichs- 
jahres 

(1) Der Zahlungsverkehr wird während 
des Ausgleichsjahres in der Weise abgewickelt, 
daß die Ablieferung des Bundesanteils an 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer (§ 7 Abs. 1 des Finanzanpassungs- 
gesetzes vom .... 1954 — Bundesgesetzbl. I 
S. - . = — ) um die vorläufigen Ausgleichsbei- 
träge der ausgleichspflichtigen Länder erhöht 
und um die vorläufigen Ausgleichszuweisungen 
der ausgleichsberechtigten Länder ermäßigt 
wird. Soweit durch diese Ermäßigung der 
Anspruch eines ausgleichsbereditigten Landes 
nicht voll gedeckt wird, überweist der Bun- 
desminister der Finanzen diesem Land den 
nicht gedeckten Teil der vorläufigen Aus- 
gleichszuweisungen in monatlichen Teilbe- 
trägen. 

(2) Der Hundertsatz, um den die Ablie- 
ferungen der ausgleidispflichtigen Länder 
erhöht und die Ablieferungen der ausgleichs- 
berechtigten Länder ermäßigt werden, ent- 
spricht dem Verhältnis, in dem die vorläu- 
figen Ausgleichsbeiträge und die vorläufigen 
Ausgleichszuweisungen zum veranschlagten 
Aufkommen der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer (Bundes- und Länder- 
anteil) In den einzelnen Ländern stehen. Das 
Aufkommen in den einzelnen Ländern wird 
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Statistische Bundesamt zuletzt festgestellt 
hat; die nach diesen Steuergrundbeträgen 
ermittelten Steuerkraftzahlen werden nach 
§ 5 Abs. 5 auf die Hälfte der Beträge her- 
abgesetzt, die die Gemeinden aus den 
Realsteuern In dem Kalenderjahr einge- 
nommen haben, das in dem dem Aus- 
gleichsjahr vorausgehenden Rechnungsjahr 
endet; 

3. unverändert 


(2) unverändert 


§ 11 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichs- 
jahres 

(1) Der Zahlungsverkehr wird während 
des Ausgleichsjahres so abgewickelt, daß die 
Ablieferung des Bundesanteils an der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 
(§ 7 Abs. 1 des Finanzanpassungsgesetzes 

vom 1954 — Bundesgesetzbl. I 

S. . . . — ) um die vorläufigen Ausgleichsbei- 
träge der ausgleichspflichtigen Länder erhöht 
und um die vorläufigen Ausglcichszuw^eisungen 
der ausgleichsberechtigten Länder ermäßigt 
wird. Soweit durch diese Ermäßigung der 
Anspruch eines ausgleichsberechtigten Landes 
nicht voll gedeckt wird, überweist der Bun- 
desminister der Finanzen diesem Land den 
nicht gedeckten Teil der vorläufigen Aus- 
gleidiszuweisungen in monatlichen Teilbe- 
trägen. 

(2) Der Hundertsatz, um den die Ablie- 
ferungen der ausgleichspflichtigen Länder 
erhöht und die Ablieferungen der ausgleichs- 
berechtigten Länder ermäßigt werden, ent- 
spricht dem Verhältnis, in dem die vorläu- 
figen Ausgleichsbeiträge und die vorläufigen 
Ausgleichszuweisungen zum veranschlagten 
Aufkommen der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer (Bundes- und Länder- 
anteil) in den einzelnen Ländern stehen. Das 
Aufkommen in den einzelnen Ländern wird 
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in der Weise veranschlagt, daß das Gesamt- 
aufkommen der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer in der Höhe, in der es 
dem Bundeshaushaltsplan für das Ausglcichs- 
jahr zugrunde liegt, auf die einzelnen Länder 
in dem Verhältnis aufgeteilt wird, in dem 
sich das Gesamtaufkommen des vorangegan- 
genen Kalenderjahres auf die Länder verteilt 
hat. Wird der Bundeshaushaltsplan nicht 
rechtzeitig festgestellt, ist das Gesamtauf- 
kommen in der Höhe maßgebend, in der es 
dem Entwurf des Bundeshaushaltsplans (§ 21 
Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung) zu- 
grunde liegt. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 
den Hundertsatz, um den die Ablieferungen 
des Bundesanteils an der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer bei den ausgleichs- 
pflichtigen Ländern zu erhöhen und bei den 
ausgleidisberechtigten Ländern zu ermäßigen 
sind, durch Rechtsverordnung fest, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Wird 
die Rechtsverordnung nicht vor dem Beginn 
des Ausgleichsjahres verkündet, trifft der 
Bundesminister der Finanzen die zur Sicher- 
stellung des Ausgleichsvollzugs erforderlichen 
einstweiligen Anordnungen. 

(4) Ist die Voraussetzung des Absatzes 1 
Satz 2 gegeben, wird auch die Höhe der durch 
Überweisungen des Bundesministers der Fi- 
nanzen zu leistenden Teilzuweisungen durch 
die im Absatz 3 vorgesehene Rechtsverord- 
nung festgesetzt. 

(5) Ist die Voraussetzung des § 10 Abs. 2 
gegeben, können die Hundertsätze (Absatz 3) 
und die Höhe der Teilzuweisungen (Absatz 4) 
während des Ausgleichsjahres durch Rechts- 
verordnung des Bundesministers der Finanzen 
mitZustimmung desBundesrates entsprechend 
geändert werden. 

§ 12 

Endgültige Abrechnung 

Unterschiede zwischen den vorläufigen und 
den endgültigen Ausgleichsbeiträgeri und Aus- 
gleichszuweisungen werden durch Überwei- 
sungen ausgeglichen, die mit dem Inkraft- 
treten der im § 9 vorgesehenen Redhtsver- 
ordnung fällig werden. Der Bundesminister 
der Finanzen trifft die für den Überweisungs- 
verkehr erforderlichen Anordnungen. 
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so veranschlagt, daß das Gesamtaufkommen 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer in der Höhe, in der es dem Bundes- 
haushaltsplan für das Ausgleichsjahr zugrunde 
liegt, auf die einzelnen Länder in dem Ver- 
hältnis aufgeteilt wird, in dem sich das Ge- 
samtaufkommen des vorangegangenen Kalen- 
derjahres auf die Länder verteilt hat. Wird 
der Bundeshaushaltsplan nicht rechtzeitig 
festgestellt, ist das Gesamtaufkommen in der 
Höhe maßgebend, in der es dem Entwurf 
des Bundeshaushaltsplans (§ 21 Abs. 1 der 
Reichshaushaltsordnung) zugrunde liegt. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
nach den Absätzen 1 und 2 den Hundertsatz, 
um den die Ablieferungen des Bundesanteils 
an der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer bei den ausgleichspflichtigen Län- 
dern zu erhöhen und bei den ausgleichs- 
berechtigten Ländern zu ermäßigen sind, 
durch Rechtsverordnung fest, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf. Wird die 
Rechtsverordnung nicht vor dem Beginn des 
Ausgleichsjahres verkündet, trifft der Bun- 
desminister der Finanzen die zur Sicherstel- 
lung des Ausgleichsvollzugs erforderlichen 
einstweiligen Anordnungen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 12 

unverändert 
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§ 13 
Berlin 


§ 13 
Berlin 


(1) Das Land Berlin nimmt bis auf wei- 
teres am Finanzausgleich unter den Ländern 
nicht teil. 

(2) Solange das Land Berlin am Finanz- 
ausgleich unter den Ländern nicht teilnimmt, 
erhält es einen Zuschuß aus Bundesmitteln 
nach Maßgabe des § 16 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) in der Fassung des Artikels II 
des Gesetzes zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer und zur Änderung des Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 
vom. 26. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 88). 

§ 14 

Auskunftspflicht 

Die Länder sind verpflichtet, dem Bundes- 
minister der Finanzen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlidien Auskünfte zu 
erteilen und ihre sachlidie Riditigkeit von 
der obersten Redinungsprüfungsbehörde des 
Landes bestätigen zu lassen. 

§ 13 

Außerkrafttreten des Zerlegungsgesetzes 

Das Gesetz über die Steuerberechtigung 
und die Zerlegung bei der Einkom.m.ensteuer 
und der Körperschaftsteuer (Zerlegungsgesetz) 
vom 29. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 225) 
ist, mit Ausnahme der §§ 1 und 9, auf die 
nach dem 31. Dezember 1954 beginnenden 
Vcranlagungszeiträume und auf die nach die- 
sem Zeitpunkt endenden Lohnzahlungszeit- 
räume nidit mehr anzuwenden. 

§ 16 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz ist, soweit § 15 nichts an- 
deres bestimmt, erstmals für das Rechnungs- 
jahr 1955 anzuwenden; es tritt am 1. Januar 
1955 in Kraft. 


(1) unverändert 

(2) Solange das Land Berlin am Finanz- 
ausgleich unter den Ländern nicht teilnimmt, 
erhält es einen Zuschuß aus Bundesmitteln 
nach § 16 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in der Fassung des Artikels II des Gesetzes 
zur Verlängerung der Geltungsdauer und 
zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ vom 26. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 88). 

§ 14 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

unverändert 
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